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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/261 DER KOMMISSION 

vom 24. Februar 2016 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 in Bezug auf die Festsetzung der repräsentativen 
Preise in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), insbesondere auf Artikel 183 
Buchstabe b, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 510/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über 
die Handelsregelung für bestimmte aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EG) Nr. 1216/2009 und (EG) Nr. 614/2009 des Rates (2), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 6 
Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 der Kommission (3) wurden Durchführungsbestimmungen zur Regelung 
der zusätzlichen Einfuhrzölle in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin festgelegt und die 
diesbezüglichen repräsentativen Preise festgesetzt. 

(2)  Aus der regelmäßig durchgeführten Kontrolle der Angaben, auf die sich die Festsetzung der repräsentativen Preise 
für Erzeugnisse der Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin stützt, geht hervor, dass die 
repräsentativen Preise für die Einfuhren bestimmter Erzeugnisse unter Berücksichtigung der von ihrem Ursprung 
abhängigen Preisschwankungen zu ändern sind. 

(3)  Die Verordnung (EG) Nr. 1484/95 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(4)  Da sicherzustellen ist, dass diese Maßnahme so bald wie möglich, nachdem die aktualisierten Angaben vorliegen, 
Anwendung findet, sollte diese Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden Verordnung. 
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) ABl. L 150 vom 20.5.2014, S. 1. 
(3) Verordnung (EG) Nr. 1484/95 der Kommission vom 28. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur Regelung der zusätzlichen 

Einfuhrzölle und zur Festsetzung der repräsentativen Preise in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin und zur 
Aufhebung der Verordnung Nr. 163/67/EWG (ABl. L 145 vom 29.6.1995, S. 47). 



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 24. Februar 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  

26.2.2016 L 50/2 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



ANHANG 

„ANHANG I 

KN-Code Warenbezeichnung 
Repräsentativer 

Preis 
(EUR/100 kg) 

Sicherheit gemäß 
Artikel 3 

(EUR/100 kg) 
Ursprung (1) 

0207 12 10 Schlachtkörper von Hühnern, ge­
nannt ‚Hühner 70 v. H.‘, gefroren 

136,2 0 AR 

0207 12 90 Schlachtkörper von Hühnern, ge­
nannt ‚Hühner 65 v. H.‘, gefroren 

158,9 

147,1 

0 

0 

AR 

BR 

0207 14 10 Teile von Hühnern, entbeint, gefroren 294,0 

200,4 

296,4 

240,5 

2 

30 

1 

18 

AR 

BR 

CL 

TH 

0207 27 10 Teile von Truthühnern, entbeint, ge­
froren 

338,0 

239,0 

0 

17 

BR 

CL 

0408 91 80 Eier, nicht in der Schale, getrocknet 402,1 0 AR 

1602 32 11 Nicht gegarte Zubereitungen von 
Hühnern 

260,0 8 BR 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code 'ZZ' steht für 'Andere Ursprünge'.“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/262 DER KOMMISSION 

vom 25. Februar 2016 

zur Einführung eines vorläufigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Aspartam mit Ursprung 
in der Volksrepublik China 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte 
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern (1) (im Folgenden „Grundverordnung“), 
insbesondere auf Artikel 7 Absatz 4, 

nach Anhörung der Mitgliedstaaten, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

1.1. Einleitung der Untersuchung 

(1) Am 30. Mai 2015 leitete die Europäische Kommission (im Folgenden „Kommission“) eine Antidumpingun­
tersuchung betreffend die Einfuhren von Aspartam mit Ursprung in der Volksrepublik China (im Folgenden 
„betroffenes Land“ oder „VR China“) in die Union ein. Die Kommission leitete die Untersuchung auf der 
Grundlage des Artikels 5 der Grundverordnung ein. Sie veröffentlichte eine entsprechende Einleitungsbe­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union (im Folgenden „Einleitungsbekanntmachung“) (2). 

(2)  Die Einleitung der Untersuchung durch die Kommission erfolgte im Anschluss an einen Antrag, der am 16. April 
2015 von Ajinomoto Sweeteners Europe SAS (im Folgenden „Antragsteller“) eingereicht wurde. Der Antragsteller 
ist der einzige Hersteller von Aspartam in der Union. Auf den Antragsteller entfällt also die gesamte Aspartam- 
Produktion in der Union. Die mit dem Antrag vorgelegten Beweise für das Vorliegen von Dumping und für eine 
dadurch verursachte bedeutende Schädigung rechtfertigten die Einleitung der Untersuchung. 

1.2. Interessierte Parteien 

(3)  In der Einleitungsbekanntmachung wurden interessierte Parteien aufgefordert, mit der Kommission Kontakt 
aufzunehmen, um bei der Untersuchung mitzuarbeiten. Ferner unterrichtete die Kommission gezielt den 
Antragsteller, die ihr bekannten ausführenden Hersteller und die chinesischen Behörden, des Weiteren die ihr 
bekannten Einführer, Verwender, Händler und bekanntermaßen betroffenen Vertriebsunternehmen über die 
Einleitung der Untersuchung und lud sie zur Mitarbeit ein. 

(4)  Alle interessierten Parteien erhielten Gelegenheit, zur Einleitung der Untersuchung Stellung zu nehmen und eine 
Anhörung durch die Kommission und/oder den Anhörungsbeauftragten in Handelsverfahren zu beantragen. 

(5)  Im Rahmen der Einleitung des Verfahrens beantragte keine der interessierten Parteien eine Anhörung vor den 
Kommissionsdienststellen und/oder dem Anhörungsbeauftragten für Handelsverfahren. 

1.3. Hersteller in Vergleichsländern 

(6)  In der Einleitungsbekanntmachung informierte die Kommission die interessierten Parteien, dass sie als Drittländer 
mit Marktwirtschaft im Sinne des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe a der Grundverordnung Japan und Südkorea 
heranzuziehen gedachte. Daher unterrichtete die Kommission Hersteller in Japan und Südkorea über die 
Einleitung der Untersuchung und lud sie zur Mitarbeit ein. Die interessierten Parteien hatten die Möglichkeit, 
Stellung zu nehmen und eine Anhörung durch die Kommission und/oder den Anhörungsbeauftragten in 
Handelsverfahren zu beantragen. 
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(1) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 51. 
(2) Bekanntmachung der Einleitung eines Antidumpingverfahrens betreffend die Einfuhren von Aspartam mit Ursprung in der 

Volksrepublik China sowie von in bestimmten Zubereitungen und/oder Mischungen enthaltenem Aspartam mit Ursprung in der 
Volksrepublik China (ABl. C 177 vom 30.5.2015, S. 6). 



1.4. Stichprobenverfahren 

(7)  In der Einleitungsbekanntmachung wies die Kommission darauf hin, dass sie möglicherweise gemäß Artikel 17 
der Grundverordnung eine Stichprobe der ausführenden Hersteller und der Einführer der betroffenen Ware in die 
Union bilden würde. 

1.4.1. Bildung einer Stichprobe der Einführer 

(8)  Die Kommission bat alle bekannten Einführer um Vorlage der in der Einleitungsbekanntmachung genannten 
Informationen, um über die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine 
Stichprobe bilden zu können. 

(9)  Keiner der von der Kommission kontaktierten bekannten Einführer beantwortete den Fragebogen in der 
Einleitungsbekanntmachung für die Auswahl der Stichprobe. Daher entfiel die Bildung einer Stichprobe bei dieser 
Untersuchung. 

(10)  Zwei Vertriebsunternehmen, bei denen es sich um zwei Händler handelte, die ausschließlich von dem 
Unionshersteller produziertes Aspartam kaufen und weiterverkaufen, meldeten sich und beantworteten den 
Fragebogen. 

1.4.2. Bildung einer Stichprobe der ausführenden Hersteller in der VR China 

(11) Die Kommission bat alle bekannten ausführenden Hersteller in der VR China um Vorlage der in der Einleitungsbe­
kanntmachung genannten Informationen, um über die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden 
und gegebenenfalls eine Stichprobe bilden zu können. Ferner ersuchte sie die Mission der VR China bei der 
Union, etwaige andere ausführende Hersteller, die an einer Mitarbeit an der Untersuchung interessiert sein 
könnten, zu ermitteln und/oder zu kontaktieren. 

(12)  Sechs ausführende Hersteller im betroffenen Land übermittelten die erbetenen Informationen und stimmten ihrer 
Einbeziehung in eine Stichprobe zu. Nach Artikel 17 Absatz 1 der Grundverordnung bildete die Kommission eine 
Stichprobe mit drei ausführenden Herstellern auf der Grundlage der größten repräsentativen Ausfuhrmenge in die 
Union, die in der verfügbaren Zeit angemessen untersucht werden konnte. Auf dieser Grundlage entfielen auf die 
drei in die Stichprobe einbezogenen chinesischen ausführenden Hersteller oder Gruppen, die zu einer 
Zusammenarbeit bereit waren, etwa 90 % der Gesamteinfuhren von Aspartam mit Ursprung in der VR China. 
Alle der Kommission bekannten betroffenen ausführenden Hersteller und die Behörden des betroffenen Landes 
wurden nach Artikel 17 Absatz 2 der Grundverordnung zur Bildung einer Stichprobe konsultiert. Es gingen keine 
Stellungnahmen ein. 

1.4.3. Individuelle Ermittlung 

(13)  Drei nicht in die Stichprobe einbezogene ausführende Hersteller in dem betroffenen Land beantragten eine 
individuelle Ermittlung nach Artikel 17 Absatz 3 der Grundverordnung; ihnen wurde das Antragsformular 
übermittelt. Allerdings reichte keiner der drei ausführenden Hersteller das ausgefüllte Antragsformular innerhalb 
der angegebenen Fristen ein. Daher erachtet die Kommission die Anträge auf individuelle Ermittlung der drei 
nicht in die Stichprobe einbezogenen ausführenden Hersteller als ungültig. 

1.5. Antragsformulare für eine Marktwirtschaftsbehandlung (im Folgenden „MWB“) 

(14)  Um Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der Grundverordnung zu genügen, verschickte die Kommission 
MWB-Antragsformulare an die sechs mitarbeitenden ausführenden Hersteller in dem betroffenen Land, die eine 
Berechnung einer individuellen Dumpingspanne beantragen wollten. Zwei der sechs mitarbeitenden ausführenden 
Hersteller reichten ein ausgefülltes MWB-Antragsformular ein, einer der beiden zog seinen Antrag jedoch 
anschließend zurück. 

1.6. Beantwortung des Fragebogens 

(15)  Die Kommission versandte Fragebögen an den Unionshersteller, die mitarbeitenden ausführenden Hersteller in 
dem betroffenen Land, einen Hersteller in Japan, dem ausgewählten Vergleichsland (siehe Erwägungsgrund 45), 
die bekannten Verwender und die beiden Vertriebsunternehmen, die sich nach Veröffentlichung der Einleitungsbe­
kanntmachung gemeldet hatten. 

(16)  Der Unionshersteller, die drei in die Stichprobe einbezogenen ausführenden Hersteller in dem betroffenen Land, 
ein Hersteller in Japan (im Folgenden „Vergleichsland“), zwei Vertriebsunternehmen und fünf Verwender 
beantworteten den Fragebogen. 
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1.7. Kontrollbesuche 

(17)  Die Kommission holte alle für die vorläufige Ermittlung von Dumping, der daraus resultierenden Schädigung und 
des Unionsinteresses erforderlichen Informationen ein und prüfte sie. Bei folgenden Unternehmen wurden 
Kontrollbesuche nach Artikel 16 der Grundverordnung durchgeführt: 

a)  Unionshersteller: 

—  Hyet Sweet S.A.S (zuvor Ajinomoto Sweeteners Europe S.A.S), Gravelines, Frankreich. 

b)  Verwender: 

—  Princes Limited, Liverpool, VK; 

—  Wrigley Company Limited, Plymouth, VK. 

c)  Ausführende Hersteller im betroffenen Land: 

—  Sinosweet-Gruppe (im Folgenden „Sinosweet“), darunter: 

—  Sinosweet Co., Ltd., Yixing, Provinz Jiangsu, VR China, 

—  Hansweet Co., Ltd., Yixing, Provinz Jiangsu, VR China; 

—  Niutang-Gruppe (im Folgenden „Niutang“), darunter: 

—  Nantong Changhai Food Additive Co., Ltd., Nantong, Provinz Jiangsu, VR China, 

—  Changzhou Niutang Chemical Plant Co., Ltd., Niutang, Changzhou, Provinz Jiangsu, VR China; 

—  Changmao Biochemical Engineering Co., Ltd, Changzhou, Provinz Jiangsu, VR China (im Folgenden 
„Changmao“). 

d)  Mit den ausführenden Herstellern verbundene Einführer: 

—  Niutang UK Co., Ltd., Telford, Shropshire, VK. 

e)  Hersteller im Vergleichsland 

—  Ajinomoto Co., Tokio, Japan. 

1.8. Untersuchungszeitraum und Bezugszeitraum 

(18)  Die Untersuchung von Dumping und Schädigung betraf den Zeitraum vom 1. April 2014 bis zum 31. März 
2015 (im Folgenden „Untersuchungszeitraum“ oder „UZ“). Die Untersuchung der für die Schadensermittlung 
relevanten Entwicklungen betraf den Zeitraum von Januar 2011 bis zum Ende des Untersuchungszeitraums (im 
Folgenden „Bezugszeitraum“). 

2. BETROFFENE WARE UND GLEICHARTIGE WARE 

2.1. Betroffene Ware 

(19)  Bei der betroffenen Ware handelt es sich gemäß der Einleitungsbekanntmachung um Aspartam (N-L- 
α-Aspartyl-L-phenylalanin-1-methylester, 3-amino-N-(α-carboxy-phenethyl)-succinamidsäure-N-methylester), CAS- 
Nummer 22839-47-0, mit Ursprung in der VR China, sowie um Aspartam mit Ursprung in der VR China in 
Zubereitungen und/oder Mischungen, die auch sonstige Süßstoffe und/oder Wasser enthalten, die derzeit unter 
den KN-Codes ex 2924 29 98, ex 2106 90 92, ex 2106 90 98, ex 3824 90 92 und ex 3824 90 93 eingereiht 
sind. 
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(20)  Aspartam ist ein Süßstoff, der in Form weißer, geruchloser Kristalle verschiedener Größe hergestellt wird und 
dessen Geschmacksprofil dem von Zucker gleicht, der aber eine erhöhte Süßkraft und einen wesentlich geringeren 
Energiegehalt hat. Es wird daher überwiegend als Zuckerersatz bei der Herstellung von Softdrinks, 
Nahrungsmitteln und Milchprodukten verwendet. 

(21)  Die Untersuchung ergab, dass im Untersuchungszeitraum keine Aspartam enthaltenden Zubereitungen und/oder 
Mischungen mit Ursprung in der VR China in die Union eingeführt wurden. Daher gelangte die Kommission zu 
dem Schluss, dass Zubereitungen und Mischungen nicht in die Warendefinition aufgenommen werden sollten, 
Diese Klärung der Warendefinition hat keine Auswirkungen auf die Ergebnisse bezüglich Dumping, Schädigung, 
Schadensursache und Unionsinteresse. 

(22)  Es ist daher klarzustellen, dass sich die Definition der betroffenen Ware ausschließlich auf Aspartam (N-L-α- 
Aspartyl-L-phenylalanin-1-methylester, 3-amino-N-(α-carboxy-phenethyl)-succinamidsäure-N-methylester), CAS- 
Nummer 22839-47-0, mit Ursprung in der VR China bezieht, das derzeit unter dem KN-Code ex 2924 29 98 
eingereiht ist (im Folgenden „betroffene Ware“ oder „Aspartam“). 

2.2. Gleichartige Ware 

(23)  Die Untersuchung ergab, dass die folgenden Waren dieselben grundlegenden materiellen und chemischen 
Eigenschaften und dieselben grundlegenden Verwendungen aufweisen: 

—  die betroffene Ware; 

—  die im betroffenen Land hergestellte und auf dem Inlandsmarkt verkaufte Ware; 

—  die in Japan (dem Vergleichsland) hergestellte und auf dem japanischen Inlandsmarkt verkaufte Ware und 

—  die in der Union vom Wirtschaftszweig der Union hergestellte und auf dem Unionsmarkt verkaufte Ware. 

Die Kommission entschied daher in dieser Phase, dass es sich bei diesen Waren um gleichartige Waren im Sinne 
des Artikels 1 Absatz 4 der Grundverordnung handelt. 

3. DUMPING 

3.1. Normalwert 

3.1.1. Marktwirtschaftsbehandlung („MWB“) 

(24)  Um die nötigen Informationen für die Entscheidung einzuholen, ob die Kriterien des Artikels 2 Absatz 7 
Buchstabe c der Grundverordnung erfüllt waren, bat die Kommission die ausführenden Hersteller, das MWB- 
Antragsformular auszufüllen. Einer der in die Stichprobe einbezogenen ausführenden Hersteller beantragte MWB 
und reichte das MWB-Antragsformular fristgerecht ein. 

(25)  Die Kommission überprüfte die eingereichten Informationen in der Betriebsstätte des betreffenden Unternehmens. 

(26)  Die Überprüfung ergab, dass der ausführende Hersteller die Kriterien des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe c der 
Grundverordnung nicht erfüllte und dass ihm deshalb keine MWB gewährt werden konnte; insbesondere wurden 
Mängel hinsichtlich der Kriterien 2 und 3 festgestellt. 

(27)  Die Kommission unterrichtete den betroffenen ausführenden Hersteller, die Behörden des betroffenen Landes und 
den Wirtschaftszweig der Union über die ausführlichen Ergebnisse der Überprüfung. Das Unternehmen bestritt 
die Ergebnisse der Kommission und nahm schriftlich zu der Unterrichtung Stellung. Auf die wesentlichen 
Hauptpunkte dieser Stellungnahme wird im Folgenden eingegangen. 

(28)  Bezüglich des Kriteriums 2 wiederholte der ausführende Hersteller, dass er über eine von unabhängigen Stellen 
geprüfte Buchführung verfüge, die mit den Rechnungslegungsstandards von Hongkong in Einklang stehe. 
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(29)  Bezüglich des Kriteriums 3 brachte der ausführende Hersteller vor, dass die aus Steuervergünstigungsregelungen, 
Zuschüssen oder dem Erwerb von Bodennutzungsrechten erzielten Vorteile als eine Art Subvention betrachtet 
werden und daher bei einer MWB-Untersuchung unberücksichtigt bleiben sollten. 

(30) Ferner brachte der ausführende Hersteller vor, dass die derzeitige Bewertung der Kriterien 2 und 3 den Schlussfol­
gerungen der beiden vorangegangenen Untersuchungen widerspreche, in denen das Unternehmen ebenfalls MWB 
beantragt habe und die Kriterien 2 und 3 als erfüllt betrachtet worden seien. 

(31)  Die Kommission weist darauf hin, dass die MWB-Entscheidung bei jeder Untersuchung gesondert auf Grundlage 
der besonderen Umstände der Untersuchung und unter Bezugnahme auf die gegenwärtige Praxis getroffen wird. 
Sämtliche Untersuchungen sind auf Einzelfallbasis durchzuführen. 

(32)  Hinsichtlich der Bewertung der Steuervergünstigungsregelungen und Zuschüsse im Rahmen des Kriteriums 3 ist 
die Kommission der Auffassung, dass die MWB-Bewertung und die Antisubventionsuntersuchung unterschiedliche 
Zwecke erfüllen; so geht es bei der MWB-Bewertung um die Feststellung, ob ein Unternehmen unter marktwirt­
schaftlichen Bedingungen tätig ist, während bei der Antisubventionsuntersuchung festgestellt wird, ob ein 
Unternehmen anfechtbare Subventionen erhalten hat. Diese beiden Themen müssen separat behandelt werden, 
auch weil das entscheidende Element des Kriteriums 3 die Frage ist, ob die Produktionskosten und die finanzielle 
Lage der Unternehmen nicht erheblichen Verzerrungen infolge des früheren nichtmarktwirtschaftlichen Systems 
unterliegen, und nicht, ob einem Unternehmen anfechtbare Subventionen gewährt werden (1). 

(33)  Bezüglich des Preises für die Übertragung von Bodennutzungsrechten vertritt die Kommission die Auffassung, 
dass die eingegangenen Stellungnahmen nichts an ihrer Einschätzung ändern, dass die Bodennutzungsrechte nicht 
zum Marktwert erworben wurden. 

(34)  Darüber hinaus bat der ausführende Hersteller um eine Anhörung unter dem Vorsitz des Anhörungsbeauftragten. 
Diese fand am 6. Januar 2016 statt, und das Unternehmen hatte Gelegenheit, alle Gründe für seine Auffassung 
darzulegen, dass sämtliche Anforderungen der Kriterien 2 und 3 der MWB erfüllt seien. 

(35)  Nach der Anhörung wurde jedoch festgestellt, dass der Antragsteller nach wie vor nicht hinreichend bewiesen 
hat, dass er die Anforderungen des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe c Gedankenstriche 2 und 3 der 
Grundverordnung erfüllt. Insbesondere konnte der Antragsteller nicht nachweisen, dass bei ihm keine 
signifikanten Verzerrungen bestehen, die auf das nichtmarktwirtschaftliche System zurückgehen. Die 
Untersuchung ergab sogar, dass das Unternehmen Steuervergünstigungsregelungen, Zuschüsse und Vorzugspreise 
für die Übertragung von Bodennutzungsrechten in Anspruch nahm, sodass Kriterium 3 der MWB-Bewertung 
nicht erfüllt war. 

(36)  In Anbetracht des Schweregrads der Feststellungen in Bezug auf Kriterium 3 erscheint es in dieser Phase der 
Untersuchung unnötig, die Mängel in Bezug auf Kriterium 2 näher auszuführen. 

(37)  Die Kommission setzte den ausführenden Hersteller von der endgültigen MWB-Entscheidung in Kenntnis. 

3.1.2. Wahl des Vergleichslandes 

(38)  Nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der Grundverordnung wurde der Normalwert für die ausführenden 
Hersteller, denen keine MWB gewährt wurde, auf der Grundlage des Preises oder des rechnerisch ermittelten 
Wertes in einem Drittland mit Marktwirtschaft bestimmt. Zu diesem Zweck musste ein Drittland mit 
Marktwirtschaft ausgewählt werden (im Folgenden „Vergleichsland“). 

(39)  In der Einleitungsbekanntmachung gab die Kommission den interessierten Parteien bekannt, dass sie Japan oder 
Südkorea als geeignetes Vergleichsland heranzuziehen gedachte, und forderte die interessierten Parteien auf, dazu 
Stellung zu nehmen. 

(40)  Es gingen Stellungnahmen von der chinesischen Kammer für den internationalen Handel (China Chamber of 
International Commerce), der chinesischen Handelskammer für Ein- und Ausführer von Metallen, Mineralien und 
Chemikalien (China Chamber of Commerce of Metals, Minerals and Chemicals Importers and Exporters) und von 
chinesischen ausführenden Herstellern ein, die sich alle gegen die Heranziehung von Japan als Vergleichsland 
aussprachen. Südkorea wurde als besser geeignetes Vergleichsland betrachtet, unter anderem, weil der 
südkoreanische Binnenmarkt wettbewerbsorientierter sei als der japanische Binnenmarkt. 
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(41)  Um bei der Auswahl eines geeigneten Vergleichslands alle Möglichkeiten auszuschöpfen, forderte die Kommission 
alle bekannten unabhängigen Einführer, die in die Stichprobe einbezogenen ausführenden Hersteller in China, die 
chinesische Kammer für den internationalen Handel und die chinesische Handelskammer für Ein- und Ausführer 
von Metallen, Mineralien und Chemikalien auf, ihr alle relevanten Informationen über andere potenzielle 
Drittländer mit Marktwirtschaft als Japan und Südkorea zu übermitteln. 

(42)  Auf Grundlage der Informationen, die der Kommission vorlagen, wurde bestätigt, dass Aspartam nur in wenigen 
Ländern hergestellt wird, nämlich in der VR China, in Japan, in Südkorea und in der Union. 

(43)  Auf Grundlage der eingegangenen Stellungnahmen kontaktierte die Kommission einen Hersteller, der 
bekanntermaßen Aspartam in Südkorea herstellte, der jedoch nicht zu einer Mitarbeit bei der Untersuchung bereit 
war. 

(44)  Daraufhin wurde ein japanischer Hersteller kontaktiert, der sich vorläufig bereit erklärte, an der Untersuchung 
mitzuwirken. 

(45)  Die Kommission kam in diesem Stadium zu dem Schluss, dass Japan ein geeignetes Vergleichsland im Sinne des 
Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe a der Grundverordnung ist. 

3.1.3. Normalwert (Vergleichsland) 

(46)  Die Angaben des mitarbeitenden Herstellers im Vergleichsland dienten gemäß Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der 
Grundverordnung als Grundlage für die Ermittlung des Normalwerts für die ausführenden Hersteller, denen keine 
MWG gewährt worden war. 

(47)  Zunächst prüfte die Kommission, ob die gesamte Verkaufsmenge der gleichartigen Ware an unabhängige 
Abnehmer in Japan nach Artikel 2 Absatz 2 der Grundverordnung repräsentativ war. Dazu wurde die gesamte 
Verkaufsmenge mit der Gesamtmenge der betroffenen Ware verglichen, die von jedem in die Stichprobe 
einbezogenen chinesischen ausführenden Hersteller in die Union ausgeführt wurde. Auf dieser Grundlage wurde 
festgestellt, dass die gleichartige Ware in repräsentativen Mengen auf dem japanischen Markt verkauft wurde. 

(48)  Sodann ermittelte die Kommission die vom Hersteller im Vergleichsland auf dem Inlandsmarkt verkauften 
Warentypen, die mit den zur Ausfuhr in die Union verkauften Typen der in die Stichprobe einbezogenen 
chinesischen ausführenden Hersteller identisch oder vergleichbar waren. Sie verglich auf Basis der Warentypen die 
Verkaufsmenge in Japan mit den Ausfuhren in die Union jedes in die Stichprobe einbezogenen ausführenden 
Herstellers. Der Vergleich ergab, dass in Japan alle Warentypen in repräsentativen Mengen verkauft wurden. 

(49)  Anschließend prüfte die Kommission für jeden auf dem Inlandsmarkt verkauften Typ der gleichartigen Ware des 
Herstellers im Vergleichsland, ob die Verkäufe als Geschäfte im normalen Handelsverkehr im Sinne des Artikels 2 
Absatz 4 der Grundverordnung angesehen werden konnten. Dem Normalwert wird unabhängig davon, ob diese 
Verkäufe gewinnbringend sind oder nicht, der tatsächliche Inlandspreis je Warentyp zugrunde gelegt, wenn die 
Menge der Verkäufe zu einem Nettoverkaufspreis in Höhe der rechnerisch ermittelten Produktionskosten oder 
darüber mehr als 80 % der gesamten Verkaufsmenge dieses Typs ausmacht und wenn der gewogene 
durchschnittliche Verkaufspreis des betreffenden Warentyps mindestens den Produktionsstückkosten entspricht. 
Bei allen verglichenen Warentypen konnte dem Normalwert der gewogene Durchschnitt der Preise aller 
Inlandsverkäufe dieses Warentyps im Untersuchungszeitraum zugrunde gelegt werden. 

(50)  Schließlich ermittelte die Kommission die aus der VR China in die Union ausgeführten und nicht in Japan 
verkauften Warentypen und ermittelte den Normalwert nach Artikel 2 Absätze 3 und 6 der Grundverordnung. 
Zur rechnerischen Ermittlung des Normalwerts bei diesen Typen zog die Kommission die durchschnittlichen 
Produktionskosten der ihnen am stärksten ähnelnden Warentypen des Vergleichslandherstellers heran und 
addierte einen angemessenen Betrag für Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten (VVG-Kosten) sowie den 
Gewinn hinzu, der den im Untersuchungszeitraum vom Vergleichslandhersteller mit Inlandsverkäufen der 
gleichartigen Ware im normalen Handelsverkehr erzielten gewogenen Durchschnittsbeträgen entsprach. 

3.2. Ausfuhrpreis 

(51)  Die drei in die Stichprobe einbezogenen ausführenden Hersteller wickelten ihre Ausfuhren in die Union entweder 
direkt mit unabhängigen Abnehmern oder über verbundene Unternehmen ab, die als Einführer fungierten. 

(52)  Im Fall direkter Ausfuhrverkäufe an unabhängige Abnehmer in der Union wurde der Ausfuhrpreis nach Artikel 2 
Absatz 8 der Grundverordnung anhand der für die betroffene Ware bei Ausfuhrverkäufen in die Union 
tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preise ermittelt. 
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(53)  Im Fall von Ausfuhrverkäufen in die Union über als Einführer fungierende verbundene Unternehmen wurde der 
Ausfuhrpreis nach Artikel 2 Absatz 9 der Grundverordnung anhand des Preises ermittelt, zu dem die eingeführte 
Ware erstmals an einen unabhängigen Abnehmer in der Union weiterverkauft wurde. In diesem Fall wurden am 
Preis Berichtigungen für alle zwischen der Einfuhr und dem Weiterverkauf entstandenen Kosten einschließlich 
VVG-Kosten sowie für eine angemessene Gewinnspanne vorgenommen. 

3.3. Vergleich 

(54)  Die Kommission verglich den Normalwert und den Ausfuhrpreis der in die Stichprobe einbezogenen 
ausführenden Hersteller auf der Stufe ab Werk. 

(55)  Wenn dies zur Gewährleistung eines fairen Vergleichs angezeigt war, nahm die Kommission nach Artikel 2 
Absatz 10 der Grundverordnung Berichtigungen des Normalwertes und/oder des Ausfuhrpreises für 
Unterschiede, welche die Preise und ihre Vergleichbarkeit beeinflussten, vor. 

(56)  Bezüglich der Ausfuhrpreise der in die Stichprobe einbezogenen ausführenden Hersteller wurden Berichtigungen 
für Transport-, Versicherungs-, Bereitstellungs-, Kreditkosten, Bankgebühren und Provisionen vorgenommen. Bei 
den Inlandspreisen des Vergleichslandherstellers wurden Berichtigungen für Transportkosten im Inland, 
Kreditkosten und Bereitstellung vorgenommen. 

(57)  Ein Ausführer beantragte eine Berichtigung des Ausfuhrpreises aufgrund einer Währungsumrechnung nach 
Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe j der Grundverordnung. Dieser ausführende Hersteller schloss Devisentermin­
geschäfte ab, um die Aufwertung seiner Währung gegenüber den üblicherweise bei Ausfuhrverkäufen 
angewandten Währungen EUR und USD auszugleichen. Die Untersuchung zeigte jedoch keinen direkten 
Zusammenhang zwischen den Devisentermingeschäften und den Handelsverträgen über Exportverkäufe auf. 
Daher wurde dem Antrag nicht stattgegeben. 

(58)  Ein in die Stichprobe einbezogener ausführender Hersteller in der VR China machte geltend, dass eine Reihe von 
Faktoren hätte geprüft werden sollen, um zu bestimmen, ob zur Gewährleistung eines gerechten Vergleichs des 
Ausfuhrpreises der in die Stichprobe einbezogenen chinesischen Ausführer mit dem in Japan festgestellten 
Normalwert eine Berichtigung erforderlich sei. Diese Faktoren beträfen die Handelsstufe, die Menge der Verkäufe, 
die physische Qualität und Markenunterschiede sowie die unterschiedlichen Kosten für Forschung und 
Entwicklung, Rohstoffe, Fixkosten und Steuerregelungen. 

(59)  Was die Handelsstufe betrifft, so wurden in Bezug auf die Vertriebsstruktur oder die Art der Abnehmer keine 
wesentlichen Unterschiede zwischen dem ausführenden Hersteller, der den Antrag gestellt hatte, und dem 
Hersteller im Vergleichsland festgestellt. Auch hinsichtlich der materiellen Eigenschaften wurden keine 
Unterschiede zwischen der gleichartigen Ware und der betroffenen Ware festgestellt, die eine Berichtigung 
rechtfertigen würden. Darüber hinaus ergab die Untersuchung, dass die Marke des Herstellers im Vergleichsland 
keine Auswirkungen auf die Preise hat, die eine Berichtigung rechtfertigen würden. Der antragstellende 
ausführende Hersteller legte diesbezüglich keine überzeugenden Belege oder maßgeblichen Fakten vor. 

(60)  Bezüglich der Einwände zu den Kosten bestätigte die Untersuchung, dass der Hersteller im Vergleichsland seine 
Produktionsmethode in den vergangenen Jahren geändert hat. Die Untersuchung zeigte jedoch im 
Zusammenhang mit der geänderten Produktionsmethode keine signifikante Kostensteigerung auf, die eine 
Berichtigung rechtfertigen würde. 

3.4. Dumpingspannen 

(61)  Bei den in die Stichprobe einbezogenen mitarbeitenden ausführenden Herstellern verglich die Kommission den 
gewogenen durchschnittlichen Normalwert jedes Typs der gleichartigen Ware im Vergleichsland (siehe 
Erwägungsgründe 46 bis 50) mit dem gewogenen durchschnittlichen Ausfuhrpreis des entsprechenden Typs der 
betroffenen Ware im Einklang mit Artikel 2 Absätze 11 und 12 der Grundverordnung. 

(62)  Die so ermittelten vorläufigen gewogenen durchschnittlichen Dumpingspannen, ausgedrückt als Prozentsatz des 
CIF-Preises frei Grenze der Union, unverzollt, betragen: 

Unternehmen Vorläufige Dumpingspanne 

Changmao Biochemical Engineering Co., Ltd 284,23 % 

Sinosweet-Gruppe 275,91 % 

Niutang-Gruppe 219,17 %  
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(63)  Bei den nicht in die Stichprobe einbezogenen mitarbeitenden ausführenden Herstellern ermittelte die Kommission 
die gewogene durchschnittliche Dumpingspanne nach Artikel 9 Absatz 6 der Grundverordnung. Diese Spanne 
wurde folglich auf der Grundlage der Spannen für die in die Stichprobe einbezogenen ausführenden Hersteller 
berechnet. 

(64)  Die so ermittelte vorläufige Dumpingspanne der nicht in die Stichprobe einbezogenen mitarbeitenden 
ausführenden Hersteller beträgt 262,93 %. 

(65)  Für alle anderen ausführenden Hersteller im betroffenen Land ermittelte die Kommission die Dumpingspanne 
nach Artikel 18 der Grundverordnung auf der Grundlage der verfügbaren Fakten. Dazu wurde der Grad der 
Mitarbeit der ausführenden Hersteller bestimmt. Der Grad der Mitarbeit ergibt sich aus dem Volumen der 
Ausfuhren der mitarbeitenden ausführenden Hersteller in die Union, ausgedrückt als Anteil an den 
Gesamtausfuhren, die laut den Einfuhrstatistiken von Eurostat aus dem betroffenen Land in die Union getätigt 
wurden. 

(66)  Der Grad der Mitarbeit ist als hoch zu bezeichnen, da die von den mitarbeitenden ausführenden Herstellern 
stammenden Einfuhren etwa 90 % der im Untersuchungszeitraum getätigten Gesamtausfuhren in die Union 
ausmachten. Auf dieser Grundlage beschloss die Kommission, die residuale Dumpingspanne in Höhe der 
höchsten Dumpingspanne festzusetzen, die bei den in die Stichprobe einbezogenen mitarbeitenden ausführenden 
Herstellern ermittelt wurde. 

(67)  Die vorläufige Dumpingspanne, ausgedrückt als Prozentsatz des CIF-Preises frei Grenze der Union, unverzollt, 
beträgt: 

Unternehmen Vorläufige Dumpingspanne 

Changmao Biochemical Engineering Co., Ltd 284,23 % 

Sinosweet-Gruppe 275,91 % 

Niutang-Gruppe 219,17 % 

Nicht in die Stichprobe einbezogene mitarbeitende Un­
ternehmen 

262,93 % 

Alle übrigen Unternehmen 284,23 %   

4. SCHÄDIGUNG 

4.1. Definition des Wirtschaftszweigs der Union und der Unionsproduktion 

(68)  Die gleichartige Ware wurde im Untersuchungszeitraum von einem Unionshersteller hergestellt: Ajinomoto 
Sweeteners Europe S.A.S (im Folgenden „ASE“). Am 15. Oktober 2015 wurde ASE von der Hyet Holding B.V. 
erworben, infolgedessen wurde der Name des Unionsherstellers in Hyet Sweet S.A.S (im Folgenden „Hyet“) 
geändert. Die neue Eigentümerin hat ihre uneingeschränkte Unterstützung der laufenden Untersuchung zugesagt. 
Hyet bildet daher den Wirtschaftszweig der Union im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der Grundverordnung. 

(69)  Da der Wirtschaftszweig der Union aus nur einem Hersteller besteht, mussten alle sensiblen Daten aus Gründen 
der Vertraulichkeit indexiert oder als Spanne angegeben werden. 

4.2. Unionsverbrauch 

(70)  Der Unionsverbrauch wurde auf Grundlage der Verkäufe des Unionsherstellers und der Einfuhren aus der 
VR China berechnet. Außer in der Union, der VR China und Japan wird Aspartam derzeit nur in Südkorea 
hergestellt. Der einzige Hersteller in den USA zog sich 2014 aus dem Aspartam-Markt zurück. Wie aus den 
vorliegenden Informationen (1) hervorgeht, fanden im Bezugszeitraum keine oder keine nennenswerten Einfuhren 
von Aspartam aus Japan, Korea oder den USA in die Union statt. 
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(71)  Derzeit wird Aspartam in Eurostat zusammen mit vielen anderen Chemikalien unter verschiedenen KN-Codes 
eingereiht, sodass die Eurostat-Daten zur Ermittlung der Einfuhrmengen nicht geeignet sind. Der Antragsteller 
legte für den Bezugszeitraum Statistiken zu chinesischen Verkäufen in der Union vor, die ein Forschungsun­
ternehmen mit Sitz in China, CCM Information Science and Technology Co., Ltd (im Folgenden „CCM“) (1), 
erhoben hatte. Diese Angaben wurden mit der chinesischen Ausfuhrdatenbank abgeglichen, in der jedoch die 
relevanten Daten nicht für den gesamten Bezugszeitraum verfügbar waren. Da die in den beiden Datenbanken 
genannten Zahlen für 2013, 2014 und den Untersuchungszeitraum übereinstimmten, wurde beschlossen, die von 
CCM gelieferten Daten für den gesamten Bezugszeitraum zu verwenden. 

(72)  Auf dieser Grundlage ergab sich folgende Entwicklung des Unionsverbrauchs: 

Tabelle 1 

Unionsverbrauch (in Tonnen)  

2011 2012 2013 2014 UZ 

Unionsverbrauch insgesamt — Index 100 92 95 91 88 

Quelle: Daten von CCM (vom Wirtschaftszweig der Union vorgelegt), chinesische Exportdatenbank und überprüfte Fragebogen­
antworten des Wirtschaftszweigs der Union.   

(73)  Der Unionsverbrauch sank im Bezugszeitraum um 12 %. Marktinformationen des Antragstellers und der 
Verwender zufolge ist dies hauptsächlich auf gesundheitliche Bedenken im Zusammenhang mit Aspartam 
zurückzuführen, die einige Verwender dazu veranlasst haben, auf andere Süßstoffe wie Acesulfam, Stevia oder 
Sucralose umzusteigen. 

4.3. Einfuhren aus der VR China 

4.3.1. Menge und Marktanteil der Einfuhren aus der VR China 

(74)  Die Einfuhren aus der VR China in die Union und der Marktanteil der chinesischen Einfuhren entwickelten sich 
wie folgt: 

Tabelle 2 

Einfuhrmenge (in Tonnen) und Marktanteil  

2011 2012 2013 2014 UZ 

Menge der Einfuhren aus der VR 
China (1) — Index 

100 96 93 95 88 

Marktanteil der Einfuhren aus der 
VR China — Index 

100 105 98 105 100 

(1)  Durch die Angabe der absoluten Zahlen in Verbindung mit der Angabe des Marktanteils der chinesischen Einfuhren würden 
die Verkaufszahlen des einzigen Unionsherstellers offengelegt. 

Quelle:   Daten von CCM (vom Wirtschaftszweig der Union vorgelegt), chinesische Einfuhr- und Ausfuhrdatenbank.  
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(75)  Die Einfuhrmengen aus der VR China sanken im Bezugszeitraum um 12 %, in gleichem Maße wie der 
Gesamtverbrauch in der Union (siehe Erwägungsgrund 73). Der Marktanteil der chinesischen Einfuhren blieb mit 
50 % bis 70 % des Unionsverbrauchs im gesamten Bezugszeitraum stabil. 

4.3.2. Preise der Einfuhren aus der VR China 

(76)  Der durchschnittliche Preis der Einfuhren je Tonne aus der VR China entwickelte sich wie folgt: 

Tabelle 3 

CIF-Preise der Einfuhren aus der VR China (EUR/Tonne)  

2011 2012 2013 2014 UZ 

Gewogene durchschnittliche Einfuhr­
preise 

10,6 11,2 10,0 9,1 9,4 

Index 100 105 94 86 88 

Quelle:   Statistiken von CCM, die vom Unionshersteller bereitgestellt wurden und die mit den überprüften Fragebogenantworten 
der chinesischen ausführenden Hersteller für den Untersuchungszeitraum abgeglichen wurden.   

(77)  Die durchschnittlichen Preise der Einfuhren aus der VR China fielen im Bezugszeitraum um 12 %. 

4.3.3. Preisunterbietung 

(78)  Die Kommission ermittelte die Preisunterbietung im Untersuchungszeitraum, indem sie Folgendes verglich: 

a)  die gewogenen durchschnittlichen Verkaufspreise, die der Unionshersteller unabhängigen Abnehmern auf dem 
Unionsmarkt für die von den chinesischen ausführenden Herstellern in die Union ausgeführten Warentypen in 
Rechnung stellte, auf die Stufe ab Werk berichtigt, und 

b)  die entsprechenden gewogenen Durchschnittspreise je Warentyp der von den mitarbeitenden ausführenden 
Herstellern bezogenen Einfuhren, die dem ersten unabhängigen Abnehmer auf dem Unionsmarkt in Rechnung 
gestellt wurden, auf der Grundlage des CIF-Preises (Kosten, Versicherung, Fracht) und mit angemessener 
Berichtigung für Zölle (6,5 %) und nach der Einfuhr angefallene Kosten. 

(79)  Zum Zweck einer ausreichenden Übereinstimmung zwischen den vom Wirtschaftszweig der Union verkauften 
Warentypen und den von den chinesischen ausführenden Herstellern verkauften Warentypen wurde die 
Warenkontrollnummer um die Parameter zu Verpackungsgröße und Verpackungsart gesenkt. Die Untersuchung 
bestätigte, dass der Preis pro Tonne von diesen beiden Parametern nicht wesentlich beeinflusst wird. 

(80)  Der gewogene Durchschnittspreis je Warentyp des Wirtschaftszweigs der Union wurde mit den entsprechenden 
gewogenen Durchschnittspreisen je Warentyp der von mitarbeitenden ausführenden Herstellern bezogenen 
Einfuhren verglichen. Das Ergebnis des Vergleichs wurde ausgedrückt als Prozentsatz des Umsatzes des 
Unionsherstellers im Untersuchungszeitraum. Die Kommission stellte fest, dass die durchschnittliche Preisunterbie­
tungsspanne 21,1 % betrug. 

4.4. Wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union 

4.4.1. Allgemeine Bemerkungen 

(81)  Die Prüfung der Auswirkungen der gedumpten Einfuhren auf den Wirtschaftszweig der Union umfasste nach 
Artikel 3 Absatz 5 der Grundverordnung eine Beurteilung aller Wirtschaftsindikatoren, die die Lage des 
Wirtschaftszweigs der Union im Bezugszeitraum beeinflussten. 

(82)  Zum Schutz vertraulicher Geschäftsinformationen war es erforderlich, die Informationen zum einzigen 
Unionshersteller in indexierter Form darzustellen. 
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4.4.2. Schadensindikatoren 

4.4.2.1. Produktion, Produktionskapazität und Kapazitätsauslastung 

(83)  Die Gesamtproduktion der Union, die Produktionskapazität (1) und die Kapazitätsauslastung entwickelten sich im 
Bezugszeitraum wie folgt: 

Tabelle 4 

Produktion, Produktionskapazität und Kapazitätsauslastung  

2011 2012 2013 2014 UZ 

Produktionsmenge — Index 100 83 76 65 58 

Produktionskapazität — Index 100 100 100 100 100 

Kapazitätsauslastung — Index 105 (1) 87 80 68 61 

(1)  Die außergewöhnlich hohe Kapazitätsauslastung von 105 % im Jahr 2011 wurde dadurch erreicht, dass die Produktion in 
diesem Kalenderjahr aufgrund der hohen Verkaufsmenge gar nicht stillgelegt wurde (Union und Ausfuhr zusammengefasst). 

Quelle:   Vom Wirtschaftszweig der Union vorgelegte Daten.   

(84)  Die Produktionsmenge des Wirtschaftszweigs der Union sank im Bezugszeitraum kontinuierlich und stark 
(– 42 %). Ab 2013 musste der Unionshersteller die Produktionsanlagen zwecks Kosteneinsparungen für 
Zeiträume von zwei Monaten stilllegen; normalerweise wird die Produktion alle 18 Monate für drei Wochen zu 
Wartungszwecken eingestellt. 

(85)  Die Produktionskapazität des Wirtschaftszweigs der Union blieb den gesamten Bezugszeitraum hindurch 
konstant, sodass die Kapazitätsauslastung entsprechend der Produktionsmenge sank. 

4.4.2.2. Verkaufsmenge und Marktanteil 

(86)  Die Menge der Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Union an unabhängige Abnehmer in der Union und ihr 
Marktanteil entwickelten sich wie folgt: 

Tabelle 5 

Verkaufsmenge und Marktanteil  

2011 2012 2013 2014 UZ 

Verkaufsmenge auf dem Unionsmarkt — 
Index 

100 85 98 84 88 

Marktanteil 100 93 103 93 100 

Quelle:   Vom Wirtschaftszweig der Union vorgelegte Daten.   

(87)  Die Verkaufsmenge des Wirtschaftszweigs der Union ging im Bezugszeitraum um insgesamt 12 % zurück. Der 
Unionsverbrauch sank im Bezugszeitraum um 12 %. Wie aus der Statistik hervorgeht, sank die Verkaufsmenge 
Chinas um den gleichen Prozentsatz (siehe Erwägungsgrund 74); daraus folgt, dass sich der Rückgang der 
Verkaufsmenge aufgrund des gesunkenen Unionsverbrauchs gleichmäßig auf die chinesischen Hersteller und die 
Unionshersteller verteilt (jeweils 12 %). 
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(1) Die Produktionskapazität wurde auf Grundlage einer kontinuierlichen Produktion (7/7 und 24/24) berechnet, die alle 18 Monate für 
21 Tage zu Wartungszwecken eingestellt wird. 



(88)  Folglich blieb auch der Marktanteil des Unionsherstellers mit 30 % bis 50 % im Bezugszeitraum stabil 

4.4.2.3. Beschäftigung 

(89)  Beschäftigung, Produktivität und Arbeitskosten entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt: 

Tabelle 6 

Beschäftigung und Produktivität  

2011 2012 2013 2014 UZ 

Zahl der Beschäftigten — Index 100 102 98 94 93 

Produktivität (in Tonnen je Beschäftig­
ten) — Index 

100 81 77 69 63 

Durchschnittliche Arbeitskosten je Be­
schäftigten — Index 

100 98 96 101 102 

Quelle:   Vom Wirtschaftszweig der Union vorgelegte Daten.   

(90)  Von 2011 bis zum Ende des Untersuchungszeitraums verringerte der Wirtschaftszweig der Union seinen 
Personalbestand um 7 %; angesichts des überaus starken Produktionsrückgangs (vgl. Erwägungsgrund 84) ging die 
Produktivität insgesamt um 37 % zurück. Ein weiterer Personalabbau ist nach Aussagen des Wirtschaftszweigs 
der Union aufgrund des laufenden Produktionsprozesses und der Abfindungen, die bei Entlassungen zu zahlen 
sind, schwierig. Nichtsdestoweniger gelang es dem Wirtschaftszweig der Union, die Gesamtarbeitskosten durch 
die erzwungene Stilllegung der Produktion zu senken, sodass die durchschnittlichen Arbeitskosten je 
Beschäftigten im Bezugszeitraum relativ stabil blieben. 

4.4.2.4. Höhe der Dumpingspanne und Erholung von früherem Dumping 

(91)  Die Dumpingspannen waren alle signifikant (siehe Erwägungsgrund 67). Die Auswirkungen der tatsächlichen 
Dumpingspannen auf den Wirtschaftszweig der Union waren angesichts der Menge und Preise der Einfuhren aus 
der VR China erheblich. 

(92)  Auf Aspartam mit Ursprung in der VR China wurden noch nie Antidumpingzölle erhoben. 1991 wurden 
Antidumpingzölle auf Aspartam mit Ursprung in Japan und den USA erhoben, die seit Langem ausgelaufen sind. 
Daher entfällt die Bewertung der Auswirkungen früheren Dumpings. 

4.4.2.5. Preise und die Preise beeinflussende Faktoren 

(93)  Der gewogene durchschnittliche Verkaufspreis pro Einheit, die der Wirtschaftszweig der Union unabhängigen 
Abnehmern in der Union in Rechnung stellte, entwickelte sich wie folgt: 

Tabelle 7 

Verkaufspreise und Kosten der vom Wirtschaftszweig der Union verkauften Waren  

2011 2012 2013 2014 UZ 

Durchschnittlicher Verkaufspreis in der 
Union — Index 

100 97 90 90 93 

Kosten der verkauften Waren (je 
Tonne) — Index 

100 113 107 113 122 

Quelle:   Vom Wirtschaftszweig der Union vorgelegte Daten.  
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(94)  Der vom Wirtschaftszweig der Union für die gleichartige Ware in Rechnung gestellte durchschnittliche 
Verkaufspreis sank im Bezugszeitraum um 7 %. Die Entwicklung der Rohstoffpreise (siehe Erwägungsgrund 110) 
erklärt diesen Preisrückgang teilweise, ist aber nicht die alleinige Erklärung, wie in Abschnitt 5 näher erläutert 
wird. 

(95)  Aufgrund des erheblichen Rückgangs der Produktionsmenge stiegen die Stückkosten der verkauften Waren im 
Bezugszeitraum um 22 %. 

4.4.2.6. Rentabilität, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite und Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten 

(96)  Tabelle 8 zeigt die Entwicklung von Rentabilität, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite des Wirtschaftszweigs 
der Union im Bezugszeitraum: 

Tabelle 8 

Rentabilität, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite  

2011 2012 2013 2014 UZ 

Rentabilität der Verkäufe an unabhängige 
Abnehmer in der Union — Index 

100 7 – 11 – 47 – 83 

Cashflow — Index 100 – 81 – 17 – 19 73 

Investitionen — Index 100 101 140 79 79 

Kapitalrendite — Index – 100 – 575 – 1 862 – 1 801 – 1 513 

Quelle:   Vom Wirtschaftszweig der Union vorgelegte Daten.   

(97)  Die Kommission ermittelte die Rentabilität des Wirtschaftszweigs der Union als Nettogewinn vor Steuern aus den 
Verkäufen der gleichartigen Ware an unabhängige Abnehmer auf dem Unionsmarkt, ausgedrückt in Prozent des 
mit diesen Verkäufen erzielten Umsatzes. Wie aus vorstehender Tabelle hervorgeht, ging die Rentabilität des 
Wirtschaftszweigs der Union im Bezugszeitraum stark zurück. Die ausgeprägten Schwankungen beim Cashflow 
stehen in engem Zusammenhang mit den Vorratsveränderungen. Aufgrund der schwierigen Finanzlage des 
Wirtschaftszweigs der Union verringerten sich im Bezugszeitraum auch die Investitionen und die Kapitalrendite 
erheblich. 

(98)  Der Wirtschaftszweig der Union verbuchte im Einklang mit den französischen GAAP (1) im Geschäftsjahr 2012 
eine erhebliche Wertminderung (2). Diese Wertminderung basierte auf einer Marktprognose und war von 
beträchtlicher Höhe. Für die Zwecke dieser Untersuchung wurde jedoch beschlossen, diese außergewöhnliche 
Buchung nicht zu berücksichtigen, um eine Trendverzerrung zu vermeiden. 

4.4.2.7. Lagerbestände 

(99)  Die Lagerbestände des Wirtschaftszweigs der Union entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt: 

Tabelle 9 

Lagerbestände  

2011 2012 2013 2014 UZ 

Schlussbestände — Index 100 104 104 77 97 

Schlussbestände als Prozentsatz der Pro­
duktion — Index 

100 125 138 119 166 

Quelle:   Vom Wirtschaftszweig der Union vorgelegte Daten.  
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(1) Generally Accepted Accounting Principles (allgemein anerkannte Buchführungsgrundsätze). 
(2) Der Wirtschaftszweig der Union erstellt seine Bücher auf der Grundlage von Geschäftsjahren. Das Geschäftsjahr 2012 umfasst den 

Zeitraum von April 2012 bis März 2013. 



(100)  Obwohl sich die Schlussbestände im Bezugszeitraum aufgrund der aus Kostengründen vorgenommenen längeren 
Stilllegungen der Produktionsanlagen (siehe Erwägungsgrund 84) verringerten, stiegen sie als Prozentsatz der 
Produktion im Vergleich zur Produktion erheblich an. 

4.4.3. Schlussfolgerung zur Schädigung 

(101)  Die Untersuchung ergab, dass sich praktisch alle Wirtschaftsindikatoren mit Ausnahme des Marktanteils, der 
stabil blieb, im Bezugszeitraum verschlechterten. 

(102)  Folgende Wirtschaftsindikatoren zeigten eine klar negative Entwicklung: Produktionsmenge, Kapazitätsauslastung, 
Verkaufsmengen und Preise auf dem Unionsmarkt, Cashflow, Investitionen, Beschäftigung und Produktivität. Der 
Produktionsrückgang, der einen Anstieg der Stückkosten der verkauften Waren nach sich zog, führte zusammen 
mit den sinkenden Verkaufspreisen dazu, dass die Rentabilität des Wirtschaftszweigs der Union im 
Bezugszeitraum stark abnahm. All diese Entwicklungen deuten eindeutig auf eine Schädigung des 
Wirtschaftszweigs hin. 

(103)  Eine interessierte Partei führte an, dass es sich bei der pharmazeutischen und der Lebensmittelindustrie um zwei 
unterschiedliche Märkte handle und dass dem Wirtschaftszweig der Union keine Schädigung bei seinen Verkäufen 
an die Pharmaindustrie drohe; die Untersuchung solle sich daher auf das im Lebensmittel- und Getränkesektor 
verwendete Aspartam beschränken. Die interessierte Partei führte zudem an, dass sie auf dem pharmazeutischen 
Markt nicht mit dem Wirtschaftszweig der Union im Wettbewerb stehe und dieser daher keine Schädigung bei 
seinen Verkäufen an die pharmazeutische Industrie geltend machen könne. 

(104)  Zu diesem Einwand ist zu bemerken, dass die Untersuchung ergab, dass die chinesischen Ausführer alle Arten der 
betroffenen Ware herstellen können, einschließlich der für die Pharmaabnehmer bestimmten Warentypen. Derzeit 
ist jedoch der Aspartamverbrauch des Pharmasektors sehr begrenzt, und den chinesischen Ausführern ist es 
(bisher) nicht gelungen, in den Markt einzusteigen. Es sei darauf hingewiesen, dass der Wirtschaftszweig der 
Union ohne die gewinnträchtigeren Verkäufe an die pharmazeutische Industrie eine noch größere Schädigung 
erlitten hätte. 

(105)  Als zentrales Ergebnis der Untersuchung ist festzuhalten, dass das auf dem pharmazeutischen Markt verkaufte 
und das auf dem Lebensmittelmarkt verkaufte Aspartam dieselben grundlegenden materiellen, technischen und 
chemischen Eigenschaften aufweisen und somit als ein einziges Produkt gelten. Das für den pharmazeutischen 
Sektor bestimmte Aspartam von der Untersuchung auszuschließen, ist somit nicht angebracht. Die 
Preisunterschiede, die hauptsächlich auf strengere Zertifizierungs- und Kontrollverfahren sowie strengere 
Anforderungen an die Produktion zurückzuführen sind, werden bei der Warenkontrollnummer berücksichtigt, 
mit der zwischen Aspartam für den pharmazeutischen Sektor und Aspartam für den Lebensmittelsektor 
unterschieden wird. Mit dieser Unterscheidung wird gewährleistet, dass nur gleiche Warentypen miteinander 
verglichen und bei der Berechnung von Dumping und Schädigung berücksichtigt werden. Das Vorbringen wurde 
daher zurückgewiesen. 

(106)  Aufgrund des dargelegten Sachverhalts kam die Kommission zu dem Schluss, dass der Wirtschaftszweig der 
Union eine bedeutende Schädigung im Sinne des Artikels 3 Absatz 5 der Grundverordnung erlitten hat. 

5. SCHADENSURSACHE 

(107)  Die Kommission prüfte nach Artikel 3 Absatz 6 der Grundverordnung, ob die gedumpten Einfuhren aus dem 
betroffenen Land eine bedeutende Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union verursachten. Ferner prüfte die 
Kommission nach Artikel 3 Absatz 7 der Grundverordnung, ob andere bekannte Faktoren den Wirtschaftszweig 
der Union zur gleichen Zeit geschädigt haben könnten. Die Kommission stellte sicher, dass eine möglicherweise 
durch andere Faktoren als die gedumpten Einfuhren aus dem betroffenen Land verursachte Schädigung nicht den 
gedumpten Einfuhren zugeschrieben wurde. 

5.1. Auswirkungen der gedumpten Einfuhren 

(108)  Die im Untersuchungszeitraum festgestellten Dumpingspannen waren alle erheblich (siehe Erwägungsgrund 67). 
Die Unterbietungsspanne war im selben Zeitraum mit 21,1 % ebenfalls sehr hoch (siehe Erwägungsgrund 80). 

(109)  Die Untersuchung ergab ferner, dass die chinesischen Preise bereits 2011 unter denen des Wirtschaftszweigs der 
Union lagen und im Bezugszeitraum um weitere 12 % sanken. Aufgrund des durch die chinesischen 
ausführenden Hersteller verursachten Preisdrucks musste der Wirtschaftszweig der Union seine Preise senken und 
konnte ab 2013 und insbesondere im Untersuchungszeitraum nicht mehr zu kostendeckenden Preisen verkaufen. 
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(110)  Zwecks näherer Analyse des Preisverhaltens der chinesischen ausführenden Hersteller wurde im Zuge der 
Untersuchung die Preisentwicklung der wichtigsten Rohstoffe bewertet. Aspartam wird durch die Mischung 
zweier Aminosäuren (L-Asparaginsäure und L-Phenylalanin) in nahezu gleichen Anteilen hergestellt. Diese beiden 
Aminosäuren machen zusammen etwa 25 % der gesamten Produktionskosten aus. Die Preise dieser beiden 
Rohstoffe änderten sich im Bezugszeitraum um etwa + 3,5 % bzw. – 27 %. Somit könnte die Preisentwicklung 
der Rohstoffe höchstens 3 % der Senkung der Produktionskosten oder der Preise für Aspartam erklären, nicht 
aber die Senkung der chinesischen Einfuhrpreise um 12 %. Damit werden die Aussagen des Wirtschaftszweigs der 
Union, wonach die chinesischen ausführenden Hersteller ein recht aggressives Preisverhalten auf dem 
Unionsmarkt praktizierten, bestätigt. 

(111)  Die Untersuchung ergab ferner, dass die chinesischen Produkte auf dem Unionsmarkt massiv präsent sind. Auch 
wenn ihre Menge im Bezugszeitraum nicht zunahm, sondern der rückläufigen Verbrauchsentwicklung folgte, 
blieb ihr Marktanteil im Bezugszeitraum stabil und wesentlich höher als der Marktanteil des Wirtschaftszweigs 
der Union. 

(112)  Angesichts der großen Menge an gedumpten Niedrigpreiseinfuhren konnte der Wirtschaftszweig der Union seine 
Preise nicht erhöhen oder beibehalten, um die Produktionskosten zu decken. Vielmehr musste der Wirtschafts­
zweig der Union, um seine Kunden nicht zu verlieren und die Produktion aufrechtzuerhalten, seine Preise im 
Bezugszeitraum um 7 % senken, wodurch er ab 2013 Verluste verzeichnete. Das Ausmaß dieses Preisrückgangs, 
der in den Erwägungsgründen 108 bis 110 erläutert wird, lässt sich nicht allein mit der Entwicklung der 
Rohstoffpreise erklären. 

(113)  Aufgrund des dargelegten Sachverhalts gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die gedumpten Einfuhren 
beim Wirtschaftszweig der Union eine bedeutende Schädigung im Sinne des Artikels 3 Absatz 6 der 
Grundverordnung verursacht haben. 

5.2. Auswirkungen anderer Faktoren 

5.2.1. Ausfuhrleistung des Wirtschaftszweigs der Union 

(114)  Die Ausfuhrmenge und der durchschnittliche Ausfuhrpreis des Wirtschaftszweigs der Union an unabhängige 
Abnehmer entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt: 

Tabelle 10 

Ausfuhrleistung des Wirtschaftszweigs der Union  

2011 2012 2013 2014 UZ 

Ausfuhrmenge 

Index 

100 70 47 36 34 

Durchschnittspreis 

Index 

100 97 90 90 93 

Quelle:   Vom Wirtschaftszweig der Union vorgelegte Daten.   

(115)  Die Ausfuhrmenge des Wirtschaftszweigs der Union ging im Bezugszeitraum sehr stark zurück (– 66 %), der 
Durchschnittspreis sank ebenfalls (– 7 %). Die Untersuchung ergab, dass dies negative Auswirkungen auf die 
Produktionsmenge hatte (Erwägungsgrund 84), was sich wiederum negativ auf die Kosten der verkauften Waren 
auswirkte (Erwägungsgrund 94). Daraus wird geschlossen, dass die schlechten Ergebnisse auf dem Exportmarkt 
ebenfalls zu der bedeutenden Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union beitrugen. 

(116)  Der Rückgang der Ausfuhrverkäufe und Preise reichte aber als alleinige Erklärung für das Ausmaß und die 
Intensität der Gesamtschädigung des Wirtschaftszweigs der Union nicht aus. Es sei darauf hingewiesen, dass der 
Wirtschaftszweig der Union aufgrund des anhaltenden und starken Preisdrucks, den die chinesischen 
ausführenden Hersteller auf den Unionsmarkt ausübten (siehe Abschnitt 5.1), gezwungen war, seine Preise trotz 
einer Verschlechterung der Kostenstruktur weiter zu senken. 

(117)  Die Untersuchung ergab zudem, dass der Teil der Produktion, der ausgeführt wurde, im Untersuchungszeitraum 
wesentlich geringer war als der Teil, der auf dem Unionsmarkt verkauft wurde. 
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(118)  Aus diesem Grund wird die Auffassung vertreten, dass der ursächliche Zusammenhang zwischen den gedumpten 
Einfuhren aus China und der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union durch den Rückgang der 
Ausfuhrverkäufe und der Preise im Bezugszeitraum nicht aufgehoben wurde. 

5.2.2. Einfuhren aus anderen Ländern 

(119)  Wie bereits in Erwägungsgrund 70 erwähnt, wird Aspartam derzeit nur in Japan, der VR China, Südkorea und 
der Union hergestellt. Die USA verfügten über eine Produktionsanlage, deren Betrieb jedoch 2014 eingestellt 
wurde. Südkorea ist nach vorliegenden Informationen dabei, seine Produktionsmengen zu verringern. Wichtiger 
noch: Vorliegende Informationen (1) deuten darauf hin, dass es im Bezugszeitraum gar keine oder keine 
nennenswerten Einfuhren von anderen Herstellern als den Herstellern in der VR China in die Union gab. 

(120)  Daraus wird der Schluss gezogen, dass die Einfuhren aus Drittländern keine Auswirkungen auf die Schädigung 
des Wirtschaftszweigs der Union hatten und daher den ursächlichen Zusammenhang zwischen den chinesischen 
Einfuhren und der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union nicht aufheben konnten. 

5.2.3. Unionsverbrauch 

(121)  Der Unionsverbrauch sank im Bezugszeitraum um 12 %. Wie aus den Tabellen 2 und 5 hervorgeht, blieben die 
Marktanteile der chinesischen ausführenden Hersteller und des Wirtschaftszweigs der Union im Bezugszeitraum 
stabil, da beide Parteien Verkaufsmengenrückgänge in gleicher Höhe verzeichneten (jeweils 12 %). 

(122)  Allerdings wird die Auffassung vertreten, dass der Rückgang des Unionsverbrauchs nicht so erheblich war wie die 
Produktionsverluste und dass er nicht ausreicht, um das Ausmaß der von den Unionsherstellern erlittenen 
Schädigung zu erklären. Es sei daran erinnert, dass die Verkaufspreise im Untersuchungszeitraum um 7 % fielen 
und die Produktionsmengenrückgänge höhere Kosten und eine stark negative Rentabilität zur Folge hatten. Daher 
wird die Auffassung vertreten, dass der Rückgang des Unionsverbrauchs den Wirtschaftszweig der Union zwar 
negativ beeinflusste, jedoch nicht in dem Maße, dass der ursächliche Zusammenhang zwischen den gedumpten 
Einfuhren aus China und der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union aufgehoben wurde. 

5.2.4. Von den interessierten Parteien aufgezeigte andere Faktoren 

(123)  Eine interessierte Partei brachte vor, dass der Unionshersteller im Gegensatz zu den chinesischen Herstellern 
Markenprodukte verkaufe. Markenprodukte würden stärker wahrgenommen und seien von negativen 
Medienberichten über gesundheitliche Bedenken stärker betroffen — dies sei der Grund für den Rückgang der 
Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Union. 

(124)  Diese Behauptung ist hochgradig spekulativ und nicht durch Nachweise belegt. Aspartam wird an 
Großunternehmen verkauft, die hauptsächlich im Lebensmittel- und Getränkesektor tätig sind, und nicht als 
Markenprodukt an Endverbraucher. Die Untersuchung bestätigte, dass das vom Wirtschaftszweig der Union 
verkaufte Aspartam dieselben grundlegenden materiellen und chemischen Eigenschaften aufweist wie die 
chinesischen Einfuhren, und Verwender machen nach Abschluss des Zertifizierungsprozesses keinen Unterschied 
zwischen den beiden Quellen. Das Vorbringen muss daher zurückgewiesen werden. 

(125)  Dieselbe interessierte Partei führte außerdem an, dass die Kosten des Wirtschaftszweigs der Union durch den Kauf 
einer der Rohstoffe von einem verbundenen Unternehmen verzerrt seien. Wie die Untersuchung ergab, verkaufte 
das verbundene Unternehmen den Rohstoff jedoch zum gleichen Preis an den Wirtschaftszweig der Union wie an 
andere unverbundene Parteien, nämlich zu marktüblichen Preisen und Konditionen. Die Behauptung, dass die 
Kosten des Wirtschaftszweigs der Union verzerrt seien, wird demnach durch die Ergebnisse der Untersuchung 
nicht bestätigt. 

(126)  Eine andere interessierte Partei zweifelte den ursächlichen Zusammenhang mit dem Argument an, dass die 
Verschlechterung des Wirtschaftszweigs der Union nicht mit einem Anstieg der gedumpten Einfuhren aus der 
VR China zusammenfalle. 

(127)  Wie in den Erwägungsgründen 108 bis 113 dargelegt, wurde die Schädigung durch einen wesentlichen 
Marktanteil der chinesischen Einfuhren in Verbindung mit deren niedrigen und sinkenden Preisen verursacht. 
Dieses Vorbringen wird daher zurückgewiesen. 
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(1) Antrag, Fragebogenantworten des Unionsherstellers, der Verwender und des Herstellers im Vergleichsland. 



5.2.5. Schlussfolgerung zur Schadensursache 

(128)  Die Untersuchung ergab, dass der anhaltende Preisdruck durch die chinesischen Einfuhren in Verbindung mit 
deren starker Präsenz auf dem Unionsmarkt den Wirtschaftszweig der Union bedeutend geschädigt hat. Die 
bereits zuvor niedrigeren Preise der chinesischen Einfuhren sanken im Bezugszeitraum um weitere 12 %, wobei 
dieser Preisrückgang nur zu einem geringen Teil auf die Entwicklung der Rohstoffpreise zurückgeführt werden 
konnte. 

(129)  Die Untersuchung zeigte eine eindeutige und weitreichende Schädigung, die sich, wie in Kapitel 4 dargelegt, in 
den meisten Indikatoren widerspiegelt. Durch den anhaltenden und aggressiven Preisdruck durch die VR China 
musste der Wirtschaftszweig der Union seine Preise unter die Gesamtproduktionskosten senken und, 
insbesondere im Untersuchungszeitraum, beträchtliche Verluste hinnehmen. 

(130)  Die Kommission prüfte sorgfältig die Auswirkungen aller bekannten Faktoren, die negative Folgen für die Lage 
des Wirtschaftszweigs der Union haben könnten, und kam zu dem Schluss, dass sie entweder keine Schädigung 
verursachten (Drittlandausfuhren, Verkauf von Marken- oder Nichtmarkenprodukten, Rohstofferwerb von einer 
verbundenen Partei) oder dass ihre Auswirkungen begrenzt waren und somit den ursächlichen Zusammenhang 
zwischen den gedumpten Einfuhren und der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union (Rückgang des 
Unionsverbrauchs und der Ausfuhrleistung des Wirtschaftszweigs der Union) nicht aufheben konnten. 

(131)  Daraus wird der Schluss gezogen, dass die gedumpten Einfuhren aus China dem Wirtschaftszweig der Union eine 
bedeutende Schädigung zugefügt haben und dass der ursächliche Zusammenhang zwischen den chinesischen 
Einfuhren und der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union durch keinen der anderen Faktoren aufgehoben 
wurde. 

6. UNIONSINTERESSE 

(132)  Die Kommission prüfte nach Artikel 21 der Grundverordnung, ob trotz der Feststellung eines schädigenden 
Dumpings im vorliegenden Fall der Schluss gezogen werden kann, dass die Einführung von Maßnahmen dem 
Interesse der Union zuwiderlaufen würde. Bei der Ermittlung des Unionsinteresses wurden die Interessen aller 
Beteiligten berücksichtigt, einschließlich der Interessen des Wirtschaftszweigs der Union, der Einführer und der 
Verwender. 

6.1. Interesse des Wirtschaftszweigs der Union 

(133)  Die Untersuchung ergab, dass der Wirtschaftszweig der Union durch die gedumpten Einfuhren aus der VR China 
eine bedeutende Schädigung erlitt. Fast alle Schadensindikatoren entwickelten sich im Bezugszeitraum negativ, 
insbesondere die Produktionsmenge, die Verkaufsmenge, die Verkaufspreise und die Beschäftigung. Ein 
Abwärtstrend wurde auch bei Indikatoren im Zusammenhang mit der finanziellen Leistung wie Rentabilität, 
Cashflow und Kapitalrendite festgestellt. 

(134)  Es wird erwartet, dass der Wirtschaftszweig der Union nach der Einführung von Maßnahmen die Produktion und 
die Verkaufsmenge auf einem Markt mit wirksamen Wettbewerbsbedingungen steigern kann. Die Preise der 
chinesischen Ausführer sollten steigen, und der Wirtschaftszweig der Union wäre zum Teil von dem enormen 
Preisdruck befreit, den sie derzeit auf den Unionsmarkt ausüben. 

(135) Ohne die Einführung von Maßnahmen wird sich die Lage des Wirtschaftszweigs der Union aller Wahrschein­
lichkeit nach weiter verschlechtern. Weitere Einbußen bei der Verkaufsmenge und beim Marktanteil sind aufgrund 
des starken Preisdrucks durch gedumpte Niedrigpreiseinfuhren sehr wahrscheinlich. Dadurch wird der Wirt­
schaftszweig der Union gezwungen sein, seine Preise weiter zu senken und seine Aspartam-Produktion 
mittelfristig vollständig einzustellen, was einen Verlust von Arbeitsplätzen in der Union zur Folge hätte. 

(136)  Die Kommission gelangte daher in dieser Phase zu dem Schluss, dass die Einführung von Antidumpingzöllen im 
Interesse des Wirtschaftszweigs der Union läge. 

6.2. Interesse der unabhängigen Einführer und Vertriebsunternehmen 

(137)  Zwei Vertriebsunternehmen, die Aspartam ausschließlich vom Wirtschaftszweig der Union kaufen, arbeiteten bei 
der Untersuchung mit und drückten ihre Unterstützung für die Maßnahmen aus, da sie gänzlich von der 
Produktion und den Verkäufen des Wirtschaftszweigs der Union abhängig sind. 
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(138)  Keiner der bekannten Einführer arbeitete durch die Beantwortung eines Fragebogens oder eine schriftliche 
Äußerung bei der Untersuchung mit. Wie aus Marktinformationen des Wirtschaftszweigs der Union und einer 
kürzlich durchgeführten Untersuchung zu einer ähnlichen Ware (1) hervorgeht, verfügen die Einführer im 
Allgemeinen über eine recht breite Produktpalette, von der Aspartam nur ein Element ist. Da die Maßnahmen in 
jedem Fall kein Verbot der Einfuhr von Aspartam mit Ursprung in der VR China darstellen, sondern nur den 
fairen Wettbewerb auf dem Unionsmarkt wiederherstellen würden, dürften sie die Einführer nicht davon abhalten, 
die betroffene Ware auf dem Unionsmarkt zu verkaufen. 

(139)  Aufgrund der vorliegenden Informationen wird daher die Auffassung vertreten, dass die Einführung von 
Maßnahmen den Interessen der Vertriebsunternehmen und Einführer auf dem Unionsmarkt nicht zuwiderlaufen 
würde. 

6.3. Interesse der Verwender 

(140)  Die Kommission nahm bei Einleitung des Verfahrens Kontakt mit allen bekannten Aspartam-Verwendern auf. 
Fünf Verwender wirkten an der Untersuchung mit und beantworteten einen Fragebogen. Auf diese Verwender 
entfallen 5,4 % des Unionsverbrauchs. Drei dieser Verwender kauften Aspartam ausschließlich vom Wirtschafts­
zweig der Union und gaben an, der Einführung von Maßnahmen entweder neutral oder zustimmend gegenüber­
zustehen. 

(141)  Die zwei Verwender, die Aspartam aus der VR China kauften, kauften zusammen weniger als 10 % der 
chinesischen Einfuhren im Untersuchungszeitraum. Eine Überprüfung ihrer Daten ergab, dass der Anteil von 
Aspartam an ihren Produktionskosten unter 3 % liegt und dass beide Unternehmen im Untersuchungszeitraum 
rentabel waren. Die Auswirkungen der Maßnahmen auf ihre Gesamtkosten würden maximal 1,5 % betragen. 

(142)  Daraus wird der Schluss gezogen, dass die Einführung von Antidumpingzöllen ihre Gesamtproduktionskosten 
nicht wesentlich erhöhen würde und dass sie in jedem Fall über einen gewissen Spielraum verfügen, um diese 
zusätzlichen Kosten aufzufangen. 

(143)  Ein Verwender verwies auf die Bedeutung doppelter Beschaffungsquellen, d. h. die Möglichkeit, Aspartam von 
alternativen Quellen zu beziehen. Ziel der Antidumpingmaßnahmen ist nicht, Einführern von Aspartam mit 
Ursprung in China den Zugang zum Unionsmarkt zu verwehren, sondern einen wirksamen Wettbewerb 
zwischen den verschiedenen Anbietern und Betreibern auf diesem Markt wiederherzustellen. Wie in 
Erwägungsgrund 135 erwähnt, könnte der Wirtschaftszweig der Union ohne die Einführung von Maßnahmen 
wahrscheinlich nicht mehr bestehen, wodurch sich die bereits geringe Zahl von Aspartam-Herstellern weltweit 
weiter verringern und die Gewährleistung doppelter Beschaffungsquellen noch schwieriger würde. Die 
Kommission kam daher zu dem Schluss, dass die Maßnahmen die von den Verwendern benötigten doppelten 
Beschaffungsquellen nicht beeinträchtigen würden. 

6.4. Schlussfolgerungen zum Unionsinteresse 

(144)  Die Einführung von Antidumpingmaßnahmen dürfte es dem Wirtschaftszweig der Union ermöglichen, sich am 
Markt zu halten und dann seine Lage zu verbessern. Werden keine Maßnahmen ergriffen, besteht ein hohes 
Risiko, dass der Wirtschaftszweig der Union mittelfristig seinen Rückzug aus dem Aspartam-Geschäft ins Auge 
fassen müsste, was unweigerlich zu Arbeitsplatzverlusten führen würde. Aus Sicht der Einführer oder Verwender 
wurden keine zwingenden Gründe gegen die Einführung festgestellt. 

(145)  Aus den dargelegten Gründen gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die Maßnahmen gegenüber den 
Einfuhren von Aspartam mit Ursprung in der VR China insgesamt im Interesse der Union liegen und dass keine 
zwingenden Gründe gegen ihre Einführung bestehen. 

7. VORLÄUFIGE ANTIDUMPINGMASSNAHMEN 

(146)  Auf der Grundlage der Schlussfolgerungen der Kommission zu Dumping, Schädigung, Schadensursache und 
Unionsinteresse sollten vorläufige Maßnahmen eingeführt werden, um eine weitere Schädigung des 
Wirtschaftszweigs der Union durch die gedumpten Einfuhren zu verhindern. 

7.1. Schadensbeseitigungsschwelle (Schadensspanne) 

(147)  Zwecks Festsetzung der Höhe der Schadensbeseitigungsschwelle ermittelte die Kommission zunächst den Zollsatz, 
der zur Beseitigung der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union erforderlich ist. 
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(148)  Die Schädigung würde beseitigt, wenn der Wirtschaftszweig der Union in der Lage wäre, seine Produktionskosten 
zu decken und einen Gewinn vor Steuern aus den Verkäufen der gleichartigen Ware auf dem Unionsmarkt zu 
erzielen, der üblicherweise von einem Erwerbszweig dieser Branche unter normalen Wettbewerbsbedingungen, 
d. h. ohne gedumpte Einfuhren, erwirtschaftet werden könnte. 

(149)  Aus diesem Grund und in Ermangelung einer sinnvollen Alternative nutzte die Kommission den Durchschnitt der 
Gewinnspanne von 2011 und 2012, den ersten beiden Jahren des Bezugszeitraums (zwischen 5 % und 10 %). 
Grund für diese Herangehensweise war der Umstand, dass der Gewinn 2011 aus den Verkäufen der Union unter 
hoher Kapazitätsausnutzung und somit bei relativ niedrigen Produktionsstückkosten erzielt wurde. 2012 
verschlechterte sich die Lage aufgrund geringerer Verkaufs- und Produktionsmengen, was zu einer Erhöhung der 
Produktionsstückkosten führte, was wiederum negative Auswirkungen auf die Rentabilität hatte. Es wird 
angenommen, dass der Durchschnitt der Gewinnspannen von 2011 und 2012 dem Wert entspricht, der unter 
normalen Markt- und wirksamen Wettbewerbsbedingungen vom Wirtschaftszweig der Union erzielt werden 
kann. 

(150)  Auf dieser Grundlage ermittelte die Kommission einen nicht schädigenden Preis für die gleichartige Ware des 
Wirtschaftszweigs der Union, je Warenkennnummer, indem der tatsächlich im Untersuchungszeitraum erlittene 
Verlust durch die vorstehend genannte angestrebte Gewinnspanne ersetzt wurde. 

(151)  Die Kommission ermittelte anschließend die Schadensbeseitigungsschwelle anhand eines Vergleichs des 
gewogenen durchschnittlichen Einfuhrpreises der in die Stichprobe einbezogenen mitarbeitenden ausführenden 
Hersteller in der VR China, wie er bei den Preisunterbietungsberechnungen ermittelt wurde, mit den gewogenen 
durchschnittlichen nicht schädigenden Preisen der von dem Unionshersteller im Untersuchungszeitraum auf dem 
Unionsmarkt verkauften gleichartigen Ware, je Warenkennnummer. Die aus diesem Vergleich resultierende 
Differenz wurde als Prozentsatz der gewogenen durchschnittlichen CIF-Einfuhrwerte ausgedrückt. Die 
durchschnittliche Schadensspanne je ausführenden Hersteller wurde ermittelt, indem die Summe der auf Ebene 
der Warenkennnummer festgestellten Differenzen als Prozentsatz ihres CIF-Gesamtwerts ausgedrückt wird. 

(152)  Die Schadensbeseitigungsschwelle für „andere mitarbeitende Unternehmen“ und für „alle übrigen Unternehmen“ 
wird genauso ermittelt wie die Dumpingspanne für diese Unternehmen (vgl. Erwägungsgründe 63 bis 67). 

7.2. Vorläufige Maßnahmen 

(153)  Vorläufige Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von Aspartam mit Ursprung in der VR China 
sollten im Einklang mit der Regel des niedrigeren Zolls nach Artikel 7 Absatz 2 der Grundverordnung eingeführt 
werden. Die Kommission verglich die Schadensspannen mit den Dumpingspannen. Der Zollsatz sollte in Höhe 
der niedrigeren Spanne festgesetzt werden. 

(154)  Auf dieser Grundlage sollten folgende vorläufige Antidumpingzollsätze gelten, und zwar auf der Basis des 
CIF-Preises frei Grenze der Union, unverzollt: 

Unternehmen Dumpingspanne Schadensspanne Vorläufiger 
Antidumpingzoll 

Changmao Biochemical Engineering Co., Ltd 284,23 % 55,40 % 55,4 % 

Sinosweet-Gruppe 275,91 % 59,40 % 59,4 % 

Niutang-Gruppe 219,17 % 59,13 % 59,1 % 

Alle anderen mitarbeitenden Unternehmen 262,93 % 58,86 % 58,8 % 

Alle übrigen Unternehmen 284,23 % 59,40 % 59,4 %   

(155)  Die in der vorliegenden Verordnung aufgeführten unternehmensspezifischen Antidumpingzollsätze wurden auf 
der Grundlage der Feststellungen dieser Untersuchung festgesetzt. Mithin spiegeln sie die Lage der betreffenden 
Unternehmen während dieser Untersuchung wider. Im Gegensatz zum landesweiten Zoll für „alle übrigen 
Unternehmen“ gelten diese Zollsätze daher ausschließlich für die Einfuhren der betroffenen Ware, die ihren 
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Ursprung in dem betroffenen Land hat und von den namentlich genannten juristischen Personen hergestellt wird. 
Einfuhren der betroffenen Ware, die von anderen, nicht im verfügenden Teil dieser Verordnung ausdrücklich 
genannten Unternehmen (einschließlich der mit den ausdrücklich genannten Unternehmen verbundenen 
Unternehmen) hergestellt wird, sollten dem für „alle übrigen Unternehmen“ geltenden Zollsatz unterliegen. Für sie 
sollte keiner der unternehmensspezifischen Antidumpingzölle gelten. 

(156)  Ein Unternehmen kann die Anwendung dieser unternehmensspezifischen Antidumpingzollsätze beantragen, falls 
es später seinen Namen ändert. Der Antrag ist an die Kommission (1) zu richten. Er muss alle relevanten 
Informationen enthalten, aus denen hervorgeht, dass die Änderung nicht das Recht des Unternehmens berührt, in 
den Genuss des für ihn geltenden Zollsatzes zu kommen. Wenn die Namensänderung des Unternehmens dieses 
Recht nicht beeinträchtigt, wird eine Bekanntmachung mit dieser Änderung im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

(157)  Um die ordnungsgemäße Durchsetzung der Antidumpingzölle zu gewährleisten, sollte der Zollsatz für alle 
übrigen Unternehmen nicht nur für die nicht bei dieser Untersuchung mitarbeitenden ausführenden Hersteller 
gelten, sondern auch für die Hersteller, die im Untersuchungszeitraum keine Ausfuhren in die Union getätigt 
haben. 

8. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

(158)  Im Interesse einer ordnungsgemäßen Verwaltung kann die Kommission die interessierten Parteien auffordern, 
innerhalb einer bestimmten Frist schriftlich Stellung zu nehmen und/oder eine Anhörung durch die Kommission 
und/oder den Anhörungsbeauftragten in Handelsverfahren zu beantragen. 

(159)  Die Feststellungen zur Einführung von vorläufigen Zöllen sind vorläufiger Natur und werden möglicherweise in 
der endgültigen Phase der Untersuchung geändert — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Auf die Einfuhren von Aspartam (N-L-α-Aspartyl-L-phenylalanin-1-methylester, 3-amino-N-(α-carboxy-phenethyl)- 
succinamidsäure-N-methylester), CAS-Nummer 22839-47-0, mit Ursprung in der VR China, das derzeit unter dem KN- 
Code ex 2924 29 98 (TARIC-Code 2924 29 98 05) eingereiht ist, wird ein vorläufiger Antidumpingzoll eingeführt. 

(2) Für die in Absatz 1 beschriebene und von den nachstehend aufgeführten Unternehmen hergestellte Ware gelten 
folgende vorläufige Antidumpingzollsätze: 

Unternehmen Vorläufige 
Dumpingzölle TARIC-Zusatzcode 

Changmao Biochemical Engineering Co., Ltd 55,4 % C067 

Sinosweet-Gruppe 

Sinosweet Co., Ltd., Yixing, Provinz Jiangsu, VR China 

Hansweet Co., Ltd., Yixing, Provinz Jiangsu, VR China 

59,4 % C068 

Niutang-Gruppe: 

Nantong Changhai Food Additive Co., Ltd., Nantong, VR China 

Changzhou Niutang Chemical Plant Co., Ltd., Niutang, Changzhou, 
Provinz Jiangsu, VR China 

59,1 % C069 

Nicht in die Stichprobe einbezogene mitarbeitende Unternehmen: 

Shaoxing Marina Biotechnology Co., Ltd., Shaoxing, Provinz Zhejiang, 
VR China 

58,8 % C070 
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Unternehmen Vorläufige 
Dumpingzölle TARIC-Zusatzcode 

Changzhou Guanghui Biotechnology Co., Ltd., Chunjiang, Changzhou, 
Provinz Jiangsu, VR China 

58,8 % C071 

Vitasweet Jiangsu Co., Ltd., Liyang City, Changzhou, Provinz Jiangsu, 
VR China 

58,8 % C072 

Alle übrigen Unternehmen 59,4 % C999   

(3) Die Überführung der in Absatz 1 genannten Ware in den zollrechtlich freien Verkehr in der Union ist von der 
Leistung einer Sicherheit in Höhe des vorläufigen Zolls abhängig. 

(4) Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden einschlägigen Zollvorschriften Anwendung. 

Artikel 2 

(1) Binnen 25 Kalendertagen nach Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung können interessierte Parteien 

a)  eine Unterrichtung über die wesentlichen Tatsachen und Erwägungen beantragen, auf deren Grundlage diese 
Verordnung erlassen wurde, 

b)  der Kommission ihre schriftlichen Stellungnahmen vorlegen und 

c)  eine Anhörung durch die Kommission und/oder den Anhörungsbeauftragten in Handelsverfahren beantragen. 

(2) Binnen 25 Kalendertagen nach Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung können die Parteien nach Artikel 21 
Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 Anmerkungen zur Anwendung der vorläufigen Maßnahmen vorbringen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 1 gilt für einen Zeitraum von sechs Monaten. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 25. Februar 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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VERORDNUNG (EU) 2016/263 DER KOMMISSION 

vom 25. Februar 2016 

zur Änderung des Anhangs II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich der Bezeichnung der Lebensmittelkategorie 12.3 Speiseessig 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 
über Lebensmittelzusatzstoffe (1), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 enthält eine EU-Liste der für die Verwendung in Lebensmitteln 
zugelassenen Lebensmittelzusatzstoffe mit den Bedingungen für ihre Verwendung. 

(2)  Diese Liste kann nach dem in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (2) festgelegten einheitlichen Verfahren entweder auf Initiative der Kommission oder auf 
Antrag aktualisiert werden. 

(3)  Festgelegt wurde die EU-Liste der Lebensmittelzusatzstoffe auf Basis der zur Verwendung in Lebensmitteln 
zugelassenen Lebensmittelzusatzstoffe gemäß den Richtlinien 94/35/EG (3), 94/36/EG (4) und 95/2/EG (5) des 
Europäischen Parlaments und des Rates sowie nach Überprüfung ihrer Übereinstimmung mit den Artikeln 6, 7 
und 8 der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008. Die Zusatzstoffe werden nach Kategorien von Lebensmitteln, denen 
sie zugesetzt werden dürfen, in der Liste geführt. 

(4)  In Teil D der EU-Liste umfasst die Lebensmittelkategorie 12 Salze, Gewürze, Suppen, Soßen, Salate und 
Eiweißprodukte, darunter fällt die Unterkategorie 12.3 — Speiseessig. Teil E der EU-Liste enthält die folgenden 
zugelassenen Zusatzstoffe für Lebensmittel der Kategorie 12.3: Zusatzstoffe der Gruppe I, Zuckerkulör (E 150a-d) 
und Schwefeldioxid — Sulfite (E 220-228) nur in Gärungsessig. 

(5)  Essigsäure (dient auch als Lebensmittelzusatzstoff E 260) könnte mit Wasser verdünnt (4-30 Vol.- %) als 
Lebensmittel oder Lebensmittelzutat in der gleichen Weise wie Essig landwirtschaftlichen Ursprungs verwendet 
werden. 

(6)  In einigen Mitgliedstaaten darf nur der Essig, der durch Fermentation von Agrarerzeugnissen gewonnen wird, als 
„Essig“ bezeichnet werden. In anderen Mitgliedstaaten werden jedoch sowohl durch Verdünnung mit Wasser aus 
Essigsäure gewonnene Produkte als auch durch Fermentation von Agrarerzeugnissen gewonnener Essig unter der 
Bezeichnung „Essig“ in Verkehr gebracht. 

(7)  Aus den Diskussionen mit den Mitgliedstaaten in der Gruppe der Regierungssachverständigen über Zusatzstoffe 
ging hervor, dass Lebensmittelzusatzstoffe für verdünnte Essigsäure und für Essig landwirtschaftlichen Ursprungs 
technologisch gleichermaßen notwendig sind. Daher sollte die Bezeichnung der Lebensmittelkategorie 12.3 
„Speiseessig“ dahingehend präzisiert werden, dass sie auch für den menschlichen Verzehr geeignete verdünnte 
Essigsäure (verdünnt mit Wasser auf 4-30 Vol.- %) umfasst, damit Transparenz und Rechtssicherheit in Bezug auf 
die Verwendung von Zusatzstoffen in diesem Lebensmittel gewährleistet sind. 

(8)  Die umfassende Europäische Datenbank über den Lebensmittelverzehr (6) der Europäischen Behörde für 
Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) enthält Angaben zum Lebensmittelkonsum in der gesamten 
Europäischen Union. Die Statistiken umfassen die Daten zum Verzehr von Essig landwirtschaftlichen Ursprungs, 
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die berücksichtigt werden, wenn die Behörde die Exposition bewertet. Da verdünnte Essigsäure in gleicher Weise 
verwendet wird wie Essig landwirtschaftlichen Ursprungs, ist nicht zu erwarten, dass die vorgeschlagene 
Änderung hinsichtlich der Bezeichnung der Lebensmittelkategorie 12.3 Auswirkungen auf die Exposition 
gegenüber Zusatzstoffen hätte, die zur Verwendung in dieser Lebensmittelkategorie zugelassen sind. 

(9)  Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 muss die Kommission die Behörde um ein 
Gutachten ersuchen, um die EU-Liste der Lebensmittelzusatzstoffe in Anhang II der Verordnung (EG) 
Nr. 1333/2008 aktualisieren zu können, es sei denn, von einer solchen Aktualisierung sind keine Auswirkungen 
auf die menschliche Gesundheit zu erwarten. Da die Aufnahme verdünnter Essigsäure in die Lebensmittel­
kategorie 12.3 in Teil E und Teil D der EU-Liste der Lebensmittelzusatzstoffe eine Aktualisierung dieser Liste 
bedeutet, von der keine Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit zu erwarten sind, kann auf die Einholung 
eines Gutachtens bei der Behörde verzichtet werden. 

(10)  Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(11)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 wird entsprechend dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 25. Februar 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER   

ANHANG 

In Teil D und Teil E des Anhangs II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 erhält der Eintrag für die 
Lebensmittelkategorie 12.3 folgende Fassung: 

„12.3 Speiseessig und verdünnte Essigsäure (verdünnt mit Wasser auf 4-30 Vol.-%)“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/264 DER KOMMISSION 

vom 25. Februar 2016 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 25. Februar 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 IL  236,2 

MA  94,1 

SN  174,1 

TN  107,9 

TR  110,0 

ZZ  144,5 

0707 00 05 MA  83,5 

TR  171,2 

ZZ  127,4 

0709 91 00 TN  173,6 

ZZ  173,6 

0709 93 10 MA  41,8 

TR  158,0 

ZZ  99,9 

0805 10 20 EG  47,1 

IL  64,8 

MA  50,6 

TN  56,6 

TR  63,7 

ZZ  56,6 

0805 20 10 IL  121,3 

MA  89,3 

TR  84,6 

ZZ  98,4 

0805 20 30, 0805 20 50, 
0805 20 70, 0805 20 90 

IL  137,8 

JM  161,2 

MA  109,3 

TR  71,8 

US  130,0 

ZZ  122,0 

0805 50 10 EG  90,7 

MA  85,9 

TR  88,1 

ZZ  88,2 
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(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0808 10 80 CL  93,2 

US  123,9 

ZZ  108,6 

0808 30 90 CL  221,4 

CN  63,3 

TR  156,1 

ZA  91,4 

ZZ  133,1 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2016/265 DER KOMMISSION 

vom 25. Februar 2016 

über die Genehmigung des Motorgenerators von MELCO als innovative Technologie zur 
Verringerung der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) 

Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur 
Festsetzung von Emissionsnormen für neue Personenkraftwagen im Rahmen des Gesamtkonzepts der Gemeinschaft zur 
Verringerung der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen und leichten Nutzfahrzeugen (1), insbesondere auf Artikel 12 
Absatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Zulieferer Mitsubishi Electric Corporation (MELCO), in der Union vertreten durch Mitsubishi Electric 
Automotive Europe B.V. (im Folgenden „Antragsteller“), beantragte am 27. Mai 2015 die Genehmigung seiner 
zweiten innovative Technologie: des Motorgenerators von MELCO. Die Vollständigkeit des Antrags wurde gemäß 
Artikel 4 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 der Kommission (2) geprüft. Der Antrag wurde für 
vollständig befunden, und der Zeitraum für die Bewertung des Antrags durch die Kommission nach Artikel 10 
Absatz 2 der genannten Verordnung begann am 28. Mai 2015. 

(2)  Der Antrag wurde gemäß Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 443/2009, der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 725/2011 und dem technischen Leitfaden für die Vorbereitung von Anträgen auf Genehmigung innovativer 
Technologien gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 (3) (im Folgenden „technischer Leitfaden“) geprüft. Aus 
dem Antrag geht hervor, dass die in Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 und in den Artikeln 2 und 4 
der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 genannten Bedingungen und Kriterien erfüllt wurden. 

(3)  Der Motorgenerator von MELCO verfügt über eine Generatorfunktion ähnlich einem regulären Generator. Im 
Vergleich mit einem Vergleichsgenerator senkt er Statorkupferverluste mittels eines mit einer Methode für 
ultradichtes Wickeln von Draht hergestellten Stators mit ultrahohem Füllfaktor und mittels einer neuen 
Zweiwegekühlstruktur. Darüber hinaus senkt er Statoreisenverluste mittels eines dünnen, hochwertigen 
elektromagnetischen Statorkerns aus Stahl. Außerdem senkt er Gleichrichterverluste mittels eines neuen Metall- 
Oxid-Halbleiter-Feldeffekttransistormoduls. 

(4) Der Antragsteller hat nachgewiesen, dass im Einklang mit Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a der Durchführungs­
verordnung (EU) Nr. 725/2011 ein Anteil von 3 % oder weniger aller neuen, im Bezugsjahr 2009 registrierten 
Personenkraftwagen mit einem Motorgenerator des im Antrag beschriebenen Typs ausgestattet war. 

(5)  Um festzustellen, wie viel CO2 eingespart wird, wenn diese innovative Technologie in ein Kraftfahrzeug eingebaut 
wird, muss eine Vergleichstechnologie bestimmt werden, mit der der Wirkungsgrad der innovativen Technologie 
gemäß den Artikeln 5 und 8 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 verglichen wird. Im Sinne des 
vom Antragsteller gewählten und im technischen Leitfaden beschriebenen vereinfachten Konzepts ist ein 12-V- 
Generator mit einem Wirkungsgrad von 67 % als Vergleichstechnologie angemessen, wie vom Antragsteller 
dargelegt. 

(6)  Der Antragsteller hat eine Methode für die Prüfung und Berechnung der CO2-Verringerungen übermittelt, die 
Formeln umfasst, die mit den Formeln vereinbar sind, die im technischen Leitfaden für ein vereinfachtes Konzept 
in Bezug auf effiziente Generatoren beschrieben sind. Für eine akkurate Bestimmung der statistischen Signifikanz 
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sollte die Formel jedoch berücksichtigen, dass die Masse des Motorgenerators im Vergleich zu der des Vergleichs­
generators (7 kg) evaluiert werden muss. Um zu gewährleisten, dass dieselben Gewichtungsfaktoren und 
Drehzahlpunkte verwendet werden, sollte der Hersteller zum Zwecke der Bescheinigung der Einsparungen 
nachweisen, dass die Drehzahlbereiche des Motorgenerators von MELCO mit denen für Generatoren 
übereinstimmen. Diese Methode wird im Einklang mit Artikel 6 der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 725/2011 nachprüfbare, wiederholbare und vergleichbare Ergebnisse erbringen und in realistischer Weise und 
mit hoher statistischer Signifikanz die Vorteile der innovativen Technologie in Bezug auf die CO2-Emissionen 
nachweisen. 

(7)  Deshalb hat der Antragsteller in zufriedenstellender Weise belegt, dass die durch die innovative Technologie 
erzielte Emissionsreduktion mindestens 1 g CO2/km beträgt. 

(8)  Die Einsparungen durch die innovative Technologie können teilweise mit dem Standard-Prüfzyklus nachgewiesen 
werden, weshalb die endgültigen Gesamteinsparungen zum Zwecke der Zertifizierung eines mit der innovativen 
Technologie ausgestatteten Fahrzeugs gemäß Artikel 11 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 im 
Einklang mit Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 2 der genannten Durchführungsverordnung ermittelt werden sollten. 

(9)  Der Prüfbericht des akkreditierten technischen Dienstes UTAC, einer unabhängigen und zertifizierten Stelle, 
bestätigt die im Antrag angeführten Ergebnisse. 

(10)  Deswegen sollten gegen die Genehmigung der betreffenden innovativen Technologie keine Einwände erhoben 
werden. 

(11)  Für die Bestimmung des allgemeinen Ökoinnovationscodes, der in den betreffenden Typgenehmigungsunterlagen 
gemäß den Anhängen I, VIII und IX der Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (1) zu 
verwenden ist, sollte der individuelle Code für die mit dem vorliegenden Durchführungsbeschluss genehmigte 
innovative Technologie festgelegt werden. 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Der ein dem von Mitsubishi Electric Automotive Europe B.V. in Vertretung der Mitsubishi Electric Corporation 
(MELCO) vorgelegten Antrag beschriebene, für die Verwendung in Fahrzeugen der Klasse M1 vorgesehene 
Motorgenerator von MELCO wird als innovative Technologie im Sinne von Artikel 12 der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009 genehmigt. 

(2) Die Verringerung der CO2-Emissionen durch den Einsatz des in Absatz 1 genannten Motorgenerators wird nach 
der im Anhang beschriebenen Methode bestimmt. 

(3) Der in die Typgenehmigungsunterlagen einzutragende Ökoinnovationscode für die mit diesem Beschluss 
genehmigte innovative Technologie ist „16“. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 25. Februar 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG  

1. EINLEITUNG 

Um zu ermitteln, welche Einsparungen bei den CO2-Emissionen auf den Einsatz des Motorgenerators in einem 
Fahrzeug der Klasse M1 zurückgeführt werden können, ist Folgendes zu präzisieren:  

1. die Prüfbedingungen,  

2. die Prüfgeräte,  

3. die Bestimmung des Wirkungsgrads der innovativen Technologie und die Vergleichstechnologie,  

4. die Berechnung der CO2-Einsparungen,  

5. die Berechnung des statistischen Fehlers und die Signifikanz der Ergebnisse.  

2. SYMBOLE, PARAMETER UND EINHEITEN 

Lateinische Symbole 

CCO2  — CO2-Einsparungen [g CO2/km]; 

CO2  — Kohlendioxid 

CF  — Umrechnungsfaktor (l/100 km) — (g CO2/km) [gCO2/l] wie in Tabelle 3 definiert 

h  — Frequenz wie in Tabelle 1 definiert 

I  — Stromstärke, bei der die Messung durchzuführen ist [A] 

m  — Anzahl der Messungen der Stichprobe 

M  — Drehmoment [Nm] 

n  — Drehzahl [min-1] wie in Tabelle 1 definiert 

P  — Leistung [W] 

sηMG  — Standardabweichung des Wirkungsgrads des Motorgenerators [%] 

s ηMG  — Standardabweichung des Wirkungsgrads des Motorgenerators Mittel [%] 

SCCO2  
— Standardabweichung der CO2-Gesamteinsparungen [g CO2/km]; 

U  — Prüfspannung, bei der die Messung durchzuführen ist [V] 

v  — Durchschnittliche Fahrgeschwindigkeit des neuen europäischen Fahrzyklus (NEFZ) [km/h] 

VPe  — Tatsächlicher Energieverbrauch [l/kWh] wie in Tabelle 2 definiert 

— Sensitivität der berechneten CO2-Einsparungen im Zusammenhang mit dem Wirkungsgrad des 

Motorgenerators 

Griechische Symbole 

Δ  — Differenz 

ηB  — Wirkungsgrad des Vergleichsgenerators [%] 
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ηMG  — Wirkungsgrad des Motorgenerators [%] 

ηMGi  — Mittel des Wirkungsgrads des Motorgenerators am Betriebspunkt i [%] 

Tiefgestellte Symbole 

i bezieht sich auf den Betriebspunkt 

j bezieht sich auf die Messung der Stichprobe 

MG  — Motorgenerator 

m  — Mechanisch 

RW  — Reale Bedingungen 

TA  — Typgenehmigungsbedingungen 

B  — Vergleich  

3. PRÜFBEDINGUNGEN 

Die Prüfbedingungen müssen die Anforderungen der Norm ISO 8854 2012 erfüllen (1)  

4. PRÜFGERÄTE 

Die Prüfgeräte müssen den Spezifikationen der Norm ISO 8854 2012 (1) entsprechen.  

5. MESSUNGEN UND BESTIMMUNG DES WIRKUNGSGRADS 

Der Wirkungsgrad des Motorgenerators wird im Einklang mit ISO 8854 2012 bestimmt; eine Ausnahme stellen die 
in diesem Abschnitt dargestellten Elemente dar. 

Gegenüber der Typgenehmigungsbehörde ist nachzuweisen, dass die Drehzahlbereiche des Motorgenerators mit den 
nachstehend beschriebenen übereinstimmen. Die Messungen sind an unterschiedlichen Betriebspunkten i, wie in 
Tabelle 1 definiert, vorzunehmen. Die Stromstärke des Motorgenerators ist definiert als die halbe Nennstromstärke 
für alle Betriebspunkte. Für jede Drehzahl müssen Spannung und Ausgangsstromstärke des Motorgenerators konstant 
gehalten werden, die Spannung bei 14,3 V. 

Tabelle 1 

Betriebspunkte 

Betriebspunkt 
i 

Haltezeit 
[s] 

Drehzahl 
ni [min– 1] 

Frequenz 
hi 

1 1 200 1 800 0,25 

2 1 200 3 000 0,40 

3 600 6 000 0,25 

4 300 10 000 0,10  
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Der Wirkungsgrad ist nach Formel 1 zu berechnen. 

Formel 1 

ηMGi ¼
60 � Ui � Ii

2π � Mi � ni
� 100  

Alle Messungen des Wirkungsgrads sind mindestens fünf (5) Mal hintereinander auszuführen. Zu berechnen ist der 
Durchschnitt der Messungen bei jedem Betriebspunkt ( ηMGi ). 

Der Wirkungsgrad des Motorgenerators (ηMG) wird nach Formel 2 berechnet. 

Formel 2 

ηMG ¼
X4

i¼1

hi � ηMGi  

Der Motorgenerator führt zu einer Einsparung bei der mechanischen Leistung unter realen Bedingungen (ΔPmRW) und 
unter Typgenehmigungsbedingungen (ΔPmTA) wie in Formel 3 definiert. 

Formel 3 

ΔPm = ΔPmRW – ΔPmTA 

Dabei werden die Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter realen Bedingungen (ΔPmRW) nach Formel 4 und 
die Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter den Bedingungen der Typgenehmigung (ΔPmTA) nach Formel 5 
berechnet. 

Formel 4 

ΔPmRW ¼
PRW

ηB
 − PRW

ηMG  

Formel 5 

ΔPmTA ¼
PTA

ηB
 − PTA

ηMG  

Dabei ist: 

PRW:  Leistungsbedarf unter realen Bedingungen [W]: 750 W 

PTA:  Leistungsbedarf unter Bedingungen der Typgenehmigung [W]: 350 W 

ηB:  Wirkungsgrad des Vergleichsgenerators: 67 %  

6. BERECHNUNG DER CO2-EINSPARUNGEN 

Die CO2-Einsparungen des Motorgenerators werden nach folgender Formel berechnet: 

Formel 6 

CCO2 ¼ ΔPm �
VPe � CF

v  

Dabei ist: 

v:  Durchschnittliche Fahrgeschwindigkeit des NEFZ [km/h]: 33,58 km/h 

VPe:  Tatsächlicher Energieverbrauch [l/kWh] wie in Tabelle 2 definiert 
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Tabelle 2 

Tatsächlicher Energieverbrauch 

Motortyp Tatsächlicher Energieverbrauch (VPe) 
[l/kWh] 

Benzin 0,264 

Turbobenzin 0,280 

Diesel 0,220  

CF:  Umrechnungsfaktor (l/100 km) — (g CO2/km) [gCO2/l] wie nachstehend in Tabelle 3 definiert 

Tabelle 3 

Kraftstoffumrechnungsfaktor 

Art des Kraftstoffs Umrechnungsfaktor (l/100 km) — (g CO2/km) 
[gCO2/l] 

Benzin 2 330 

Diesel 2 640    

7. BERECHNUNG DES STATISTISCHEN FEHLERS 

Statistische Fehler bei den Ergebnissen der Prüfmethode aufgrund der Messungen sind zu quantifizieren. Für jeden 
Betriebspunkt ist die Standardabweichung wie mit der folgenden Formel definiert zu berechnen: 

Formel 7 

s ηMGi
¼

sηEIiffiffiffiffi
m

p ¼

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
Pm

j¼i
ðηMGij

 − ηMGi Þ
2

mðm − 1Þ

v
u
u
t

Die Standardabweichung des Wirkungsgrads des Motorgenerators ( sηMG ) wird nach Formel 8 berechnet: 

Formel 8 

sηMG ¼

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
X4

i¼1

hi � s ηMGi

2

s

Die Standardabweichung der Wirkungsgrad des Motorgenerators ( sηMG ) führt zu einem Fehler bei den CO2- 
Einsparungen ( sCCO2

). Der Fehler wird mit Formel 9 berechnet: 

Formel 9 
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8. STATISTISCHE SIGNIFIKANZ 

Für jeden Typ, jede Variante und jede Version eines Fahrzeugs, das mit dem Motorgenerator ausgestattet ist, ist 
nachzuweisen, dass der nach der Formel 9 berechnete Fehler bei den CO2-Einsparungen nicht größer ist als die 
Differenz zwischen den CO2-Gesamteinsparungen und dem Schwellenwert für die Mindesteinsparungen gemäß 
Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 725/2011 (vgl. Formel 10). 

Formel 10 

MT � CCO2  − sCCO2
 − ΔCO2m  

Dabei ist: 

MT:  Mindestschwelle [gCO2/km]: 1 gCO2/km 

ΔCO2m :  CO2-Korrektureffizient, der sich aus der positiven Massendifferenz zwischen dem Motorgenerator und dem 
Vergleichsgenerator ergibt. Für ΔCO2m sind die in der Tabelle 4 aufgeführten Daten zu verwenden. 

Tabelle 4 

CO2-Korrekturkoeffizient infolge der Extramasse 

Art des Kraftstoffs CO2-Korrekturkoeffizient infolge der Extramasse ( ΔCO2m ) 
[g CO2/km] 

Benzin 0,0277 · Δm 

Diesel 0,0383 · Δm   

In Tabelle 4 ist Δm die Extramasse infolge des Einbaus des Motorgenerators. Es ist die positive Differenz zwischen der 
Masse des Motorgenerators und der Masse des Vergleichsgenerators. Die Masse des Vergleichsgenerators beträgt 7 kg.  

9. IN FAHRZEUGE EINZUBAUENDER MOTORGENERATOR 

Die Typgenehmigungsbehörde zertifiziert die CO2-Einsparungen anhand von Messungen am Motor- und am 
Vergleichsgenerator unter Verwendung der in diesem Anhang festgelegten Prüfmethode. Liegen die Einsparungen bei 
den CO2-Emissionen unterhalb des in Artikel 9 Absatz 1 angegebenen Schwellenwerts, so gilt Artikel 11 Absatz 2 
Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 725/2011.  
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2016/85 der Kommission vom 25. Januar 2016 
zur Aussetzung der Einreichung von Anträgen auf Beihilfen für die private Lagerhaltung von 

Schweinefleisch gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2334 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 17 vom 26. Januar 2016) 

Seite 10, Artikel 1 Absatz 2: 

anstatt:  „Nach dem 21. Januar 2016 eingereichte Anträge, über deren Annahme in dem in Absatz 1 genannten 
Zeitraum entschieden würde, werden abgelehnt.“ 

muss es heißen:  „Ab dem 21. Januar 2016 eingereichte Anträge, über deren Annahme in dem in Absatz 1 genannten 
Zeitraum entschieden würde, werden abgelehnt.“.   

Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2307 der Kommission vom 10. Dezember 
2015 zur Zulassung von Menadion-Natriumbisulfit und Menadion-Nicotinamidbisulfit als 

Zusatzstoffe in Futtermitteln für alle Tierarten 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 326 vom 11. Dezember 2015) 

Seite 51, Anhang, Zeile 3a710, Spalte 3: 

anstatt:  „‚Menadion Natriumbisulfit‘ oder ‚Vitamin K3‘“ 

muss es heißen:  „‚Menadion-Natriumbisulfit‘ oder ‚Vitamin K3‘“. 

Seite 52, Anhang, Zeile 3a711, Spalte 3: 

anstatt:  „‚Menadion Natriumbisulfit‘ oder ‚Vitamin K3‘“ 

muss es heißen:  „‚Menadion-Nicotinamidbisulfit‘ oder ‚Vitamin K3‘“.  
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Berichtigung der Verordnung (EU) 2015/2386 der Kommission vom 17. Dezember 2015 zur 
zollamtlichen Erfassung der Einfuhren von hochdauerfestem Betonstabstahl mit Ursprung in der 

Volksrepublik China 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 332 vom 18. Dezember 2015) 

Seite 113, Artikel 1 Absatz 1: 

anstatt:  „Die Zollbehörden werden angewiesen, die geeigneten Maßnahmen nach Artikel 14 Absatz 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 zu ergreifen, um die Einfuhren von hochdauerfestem Betonstabstahl 
aus Eisen, nicht legiertem Stahl oder legiertem Stahl (ausgenommen nicht rostendem Stahl, Schnellar­
beitsstahl und Mangan-Silicium-Stahl), nur warmgewalzt, auch nach dem Walzen verwunden, in die 
Union zollamtlich zu erfassen; mit vom Walzen herrührenden Einschnitten, Rippen (Wülsten), 
Vertiefungen oder Erhöhungen oder nach dem Walzen verwunden; ihre Haupteigenschaft Hochdauer­
festigkeit ist die Fähigkeit des Materials, einer Wechselbeanspruchung standzuhalten ohne zu brechen, 
insbesondere die Fähigkeit, mehr als 4,5 Mio. Lastspiele mit einem Spannungsverhältnis (min./max.) 
von 0,2 und einer Spannungsdifferenz von über 150 MPa zu überstehen; die Ware wird derzeit unter 
den KN-Codes ex 7214 20 00, ex 7228 30 20, ex 7228 30 41, ex 7228 30 49, ex 7228 30 61, 
ex 7228 30 69, ex 7228 30 70 und ex 7228 30 89 (TARIC-Codes 7214 20 00 10, 7228 30 20 10, 
7228 30 41 10, 7228 30 49 10, 7228 30 61 10, 7228 30 69 10, 7228 30 70 10, 7228 30 89 10) 
eingereiht; Ursprungsland der betroffenen Ware ist die VR China.“ 

muss es heißen:  „Die Zollbehörden werden angewiesen, die geeigneten Maßnahmen nach Artikel 14 Absatz 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 zu ergreifen, um die Einfuhren der betroffenen Ware in die Union 
zollamtlich zu erfassen; bei dieser Ware handelt es sich um hochdauerfesten Betonstabstahl aus Eisen, 
nicht legiertem Stahl oder legiertem Stahl (ausgenommen nicht rostendem Stahl, Schnellarbeitsstahl 
und Mangan-Silicium-Stahl), nur warmgewalzt, auch nach dem Walzen verwunden, mit vom Walzen 
herrührenden Einschnitten, Rippen (Wülsten), Vertiefungen oder Erhöhungen oder nach dem Walzen 
verwunden; ihre Haupteigenschaft Hochdauerfestigkeit ist die Fähigkeit des Materials, einer Wechselbe­
anspruchung standzuhalten, ohne zu brechen, insbesondere die Fähigkeit, mehr als 4,5 Mio. Lastspiele 
mit einem Spannungsverhältnis (min./max.) von 0,2 und einer Spannungsdifferenz von über 150 MPa 
zu überstehen; die Ware wird derzeit unter den KN-Codes ex 7214 20 00, ex 7228 30 20, 
ex 7228 30 41, ex 7228 30 49, ex 7228 30 61, ex 7228 30 69, ex 7228 30 70 und ex 7228 30 89 
(TARIC-Codes 7214 20 00 10, 7228 30 20 10, 7228 30 41 10, 7228 30 49 10, 7228 30 61 10, 
7228 30 69 10, 7228 30 70 10, 7228 30 89 10) eingereiht; Ursprungsland der betroffenen Ware ist 
die VR China.“.  
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